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Ergebnisse der 148. Sitzung des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ vom 2. bis 4. Mai 2016 in Essen 

 

Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren mit einer 

verlässlichen Entwicklung der Steuereinnahmen rechnen. Nach der aktuellen 

Prognose der Steuerschätzer werden die Steuereinnahmen im laufenden Jahr 

691,2 Mrd. Euro betragen. Die 148. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzun-

gen“ fand vom 2. bis 4. Mai 2016 auf Einladung des Finanzministers des Landes 

Nordrhein-Westfalen in Essen statt. 

 

Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolfgang Schäuble:  

„Bund, Länder und Gemeinden sind finanziell gut aufgestellt. Die Steuerschät-

zung bestärkt uns darin, dass wir die aktuell großen Herausforderungen ohne 

neue Schulden bewältigen können. Zusätzliche Spielräume für Ausgabenwün-

sche ergeben sich für den Bund aus der Steuerschätzung nicht. Auch in Zukunft 

brauchen wir einen handlungsfähigen und widerstandsfähigen Staat, der auf 

unerwartete Ereignisse angemessen reagieren kann.“ 

 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine letzte Prognose vom November 

2015 insgesamt leicht nach oben korrigiert. In dem Ergebnis spiegelt sich die 

nach wie vor günstige gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland wider. 

Die Entwicklung des Arbeitsmarktes ist weiterhin erfreulich. Davon profitieren 

Unternehmen und private Haushalte durch steigende Einkommen und Gewinne. 

Die Inlandsnachfrage ist robust und die tragende Säule des Wachstums.  

 

Verglichen mit der Steuerschätzung vom November 2015 werden die Steuerein-

nahmen insgesamt im Jahr 2016 um 5,0 Mrd. Euro bzw. 0,7 % höher ausfallen. 

Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 2,0 Mrd. Euro bzw. 

0,7 %, für die Länder von 2,4 Mrd. Euro bzw. 0,9 % und für die Gemeinden von 

0,7 Mrd. Euro bzw. 0,8 %.  
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Auch in den Jahren 2017 bis 2020 wird das Steueraufkommen insgesamt be-

trachtet über dem Schätzergebnis vom November 2015 liegen. Für 2017 werden 

für den Gesamtstaat zusätzlich 6,3 Mrd. Euro bzw. 0,9 %, für 2018 8,4 Mrd. 

Euro bzw. 1,1 %, für 2019 10,2 Mrd. Euro bzw. 1,3 % und für 2020 12,5 Mrd. 

Euro bzw. 1,6 % geschätzt.  

 

Die Auswirkungen auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschied-

lich. Länder und Gemeinden profitieren überproportional vom Anstieg der Steu-

ereinnahmen. Hier wirkt sich in erster Linie aus, dass die originären Länder- und 

Gemeindesteuern stärker als die Bundessteuern steigen.  

 

Für die Haushalts- und Finanzplanung des Bundes ist der Vergleich zur Novem-

ber-Schätzung wenig aussagekräftig. In den vom Bundeskabinett im März 2016 

beschlossenen Eckwerten für den Haushalt 2017 und den Finanzplan bis 2020 

sind die Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung größtenteils antizipiert worden. In 

einer aktuelleren BMF-Schätzung auf Basis der gesamtwirtschaftlichen Projekti-

on des Jahreswirtschaftsberichts der Bundesregierung vom Januar 2016 wurden 

bereits steigende Steuereinnahmen gegenüber der November-Schätzung unter-

stellt. Entsprechend sind die tatsächlichen Zuwächse für den Bund deutlich ge-

ringer, als der Vergleich zwischen November- und Mai-Steuerschätzung sugge-

riert. 

 

Grundlagen der Mai-Steuerschätzung 2016 

 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Frühjah-

resprojektion 2016 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Bundesregierung 

erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 

real + 1,7 %. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden Veränderungsraten 

von + 3,6 %  für das Jahr 2016, + 3,3 % für das Jahr 2017 sowie + 3,2 % für die 

Jahre 2018 bis 2020 projiziert.  
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Die erwartete Zunahme der als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage für 

die Steuerschätzung relevanten Bruttolöhne und -gehälter wurde im Rahmen der 

Frühjahrsprojektion wie folgt angepasst: Für das Jahr 2016 wird von einer Zu-

nahme der Bruttolöhne und -gehälter von + 4,1 % ausgegangen und damit noch 

einmal 0,6 Prozentpunkte mehr als in der Herbstprojektion 2015. Für das Jahr 

2017 wird ein Anstieg von nunmehr + 3,7 % erwartet, 0,2 Prozentpunkte mehr 

als in der Herbstprojektion 2015. Für die Jahre 2018 bis 2020 wurde die erwarte-

te Wachstumsrate leicht um 0,1 Prozentpunkte auf + 3,1 % p.a. angehoben.  

 

Bei den Unternehmens- und Vermögenseinkommen, der zentralen Bezugsgröße 

für die gewinnabhängigen Steuerarten, wird für das Jahr 2016 mit einer Zu-

wachsrate von + 4,1 % gerechnet; gegenüber der Herbstprojektion 2015 ist dies 

ein Rückgang um 0,4 % Prozentpunkte. Im Jahr 2017 wurde der Anstieg um 

0,7 Prozentpunkte auf + 3,4 % gemindert. Für die Folgejahre 2018 bis 2020 wird 

die Wachstumsrate konstant mit jährlich + 3,7 % prognostiziert.  

 

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der vorangegan-

genen Schätzung vom November 2015 waren die finanziellen Auswirkungen der 

folgenden Gesetze zu berücksichtigen: 

 

 Zweites Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Ände-

rung weiterer Vorschriften vom 21. Dezember 2015 (Zweites Pflegestär-

kungsgesetz - PSG II; BGBl. I Nr. 54, S. 2424); Artikel 2 Nr. 32: Anhebung 

des Beitragssatzes zur sozialen Pflegeversicherung um 0,2 Beitragssatzpunk-

te auf 2,55 % zum 1. Januar 2017 

 Gesetz zur Umsetzung der EU-Mobilitäts-Richtlinie vom 21. Dezember 

2015 (BGBl. I Nr. 55, S. 2553); Artikel 2: Änderung der §§ 4d und 6a EStG 

 Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Gesetzes über die Bestimmung 

des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer vom 21. Dezember 2015 (GVBl. 

für den Freistaat Thüringen Nr. 11, S. 238) 
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 Verordnung zur Festlegung der Steuersätze im Jahr 2016 nach § 11 Absatz 2 

des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Festlegungsverordnung 

2016 - LuftVStFestV 2016) vom 10. November 2015 (BGBl. I Nr. 45, S. 

1978) 

 Anwendung des BFH-Urteils vom 17.12.2014 I R 39/14 zur vollen Schach-

telprivilegierung im gewerbesteuerrechtlichen Organkreis infolge sog. Brut-

tomethode (BStBl. 2015 II Nr. 21, S. 1052) 

 BMF-Schreiben vom 10. November 2015 - IV C 4 - S 2296-b/07/0003 :007 

(Dok 2015/0960049) zur Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haus-

haltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme haus-

haltsnaher Dienstleistungen (§ 35a EStG); Aufwendungen für Schornsteinfe-

gerleistungen (BStBl. I Nr. 17, S. 876) 

 Veröffentlichung des BFH-Urteils vom 3. September 2015 - VI R 13/15 

(BStBl. 2016 II Nr. 2, S. 47); Ansatz von Kosten für die Versorgung und Be-

treuung eines Haustieres als haushaltsnahe Dienstleistung 

 

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2016 bis 2020, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 

Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom November 2015 zu 

ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2020 in Anlage 

2 im Einzelnen dargestellt. 

 
 



Ergebnis der 148. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 02. bis 04. Mai 2016 in Essen

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 12

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2015 2016 2017 2018 2019 2020
1.  Bund    
    (Mrd. €) 281,6 290,1 301,8 315,7 328,2 339,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,0 3,0 4,1 4,6 4,0 3,6
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 267,9 277,7 287,5 299,2 308,7 320,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,4 3,7 3,5 4,1 3,2 3,8
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 92,8 93,6 101,2 103,3 107,0 111,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 0,9 8,2 2,0 3,6 3,8
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 30,9 29,9 33,3 34,8 35,9 36,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,2 -3,5 11,6 4,6 3,0 2,2
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 673,3 691,2 723,9 753,0 779,7 808,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,6 2,7 4,7 4,0 3,6 3,6

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2016 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2015
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 12

Bund 3) 288,1 2,0 -0,1 0,1 1,9 290,1
Länder 3) 275,3 2,4 -0,2 2,6 277,7
Gemeinden 3) 92,9 0,7 -0,9 1,6 93,6
EU 30,0 -0,1 0,0 -0,1 0,0 29,9
St.E.insgesamt 686,2 5,0 -1,1 0,0 6,1 691,2

Bund 3) 299,3 2,5 -0,1 0,3 2,4 301,8
Länder 3) 284,8 2,7 -0,1 2,8 287,5
Gemeinden 3) 99,9 1,4 -0,2 1,6 101,2
EU 33,7 -0,4 0,0 -0,3 -0,1 33,3
St.E.insgesamt 717,6 6,3 -0,5 0,0 6,7 723,9

Bund 3) 312,3 3,3 -0,2 0,3 3,2 315,7
Länder 3) 295,4 3,8 -0,1 3,9 299,2
Gemeinden 3) 101,7 1,5 -0,2 1,7 103,3
EU 35,1 -0,3 0,0 -0,3 0,0 34,8
St.E.insgesamt 744,6 8,4 -0,5 0,0 8,8 753,0

Bund 3) 324,0 4,2 -0,2 0,3 4,1 328,2
Länder 3) 304,1 4,6 -0,2 4,8 308,7
Gemeinden 3) 105,2 1,7 -0,2 1,9 107,0
EU 36,2 -0,3 0,0 -0,3 -0,1 35,9
St.E.insgesamt 769,5 10,2 -0,6 0,0 10,8 779,7

Bund 3) 334,8 5,1 -0,2 0,3 5,1 339,9
Länder 3) 314,9 5,6 -0,2 5,8 320,5
Gemeinden 3) 109,0 2,0 -0,2 2,2 111,0
EU 37,0 -0,3 0,0 -0,3 0,0 36,7
St.E.insgesamt 795,6 12,5 -0,6 0,0 13,1 808,1

1)   Zweites Gesetz zur Stärkung der pflegerischen Versorgung und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 21. Dezember 2015 (Zweites Pflegestärkungsgesetz
PSG II; BGBl. I Nr. 54, S. 2424); Artikel 2 Nr. 32: Anhebung des Beitragssatzes zur sozialen Pflegeversicherung um 0,2 Beitragssatzpunkte auf 2,55 % 
zum 1. Januar 2017

Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Gesetzes über die Bestimmung des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer vom 21. Dezember 2015
(GVBl. für den Freistaat Thüringen Nr. 11, S. 238)

Verordnung zur Festlegung der Steuersätze im Jahr 2016 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Festlegungsverordnung 201
LuftVStFestV 2016) vom 10. November 2015 (BGBl. I Nr. 45, S. 1978)

Anwendung des BFH-Urteils vom 17.12.2014 I R 39/14 zur vollen "Schachtelprivilegierung" im gewerbesteuerrechtlichen Organkreis infolge sog. Bruttometho
(BStBl. 2015 II Nr. 21, S. 1052)

BMF-Schreiben vom 10. November 2015 - IV C 4 - S 2296-b/07/0003 :007 (Dok 2015/0960049) zur Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen (§ 35a EStG); Aufwendungen für Schornsteinfegerleistungen 
(BStBl. I Nr. 17, S. 876)

Veröffentlichung des BFH-Urteils vom 3. September 2015 - VI R 13/15 - (BStBl. 2016 II Nr. 2, S. 47); Ansatz von Kosten für die Versorgung und Betreuung e
Haustieres als haushaltsnahe Dienstleistung

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Gesetz zur Umsetzung der EU-Mobilitäts-Richtlinie vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I Nr. 55, S. 2553); Artikel 2: Änderung der §§ 4d und 6a EStG

2016
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04.11.2016 
 

Ergebnisse der 149. Sitzung des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ vom 2. bis 4. November 2016 in 

Nürnberg 

 

Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächs ten Jahren mit 

soliden Steuereinnahmen rechnen. Nach der aktuellen  Prognose der 

Steuerschätzer werden die Steuereinnahmen für den G esamtstaat im 

laufenden Jahr 695,5 Mrd. Euro betragen. Die 149. S itzung des 

Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ fand vom 2. bis 4. November 2016 auf 
Einladung der Stadt Nürnberg sowie des Deutschen St ädtetages in 

Nürnberg statt. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine letzte Prognose vom Mai 2016 

im Wesentlichen bestätigt. In dem Ergebnis spiegeln sich die unverändert 

günstige gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland, die robuste 

Inlandsnachfrage und die hohe Beschäftigung wider. Davon profitieren 

Unternehmen und private Haushalte durch steigende Einkommen und Gewinne. 

Diese erfreuliche Entwicklung ist nicht zuletzt das Ergebnis der 

stabilitätsorientierten und wachstumsfreundlichen Wirtschafts- und Finanzpolitik 

der Bundesregierung.  

Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolfgang  Schäuble :  

„Bund, Länder und Gemeinden sind solide finanziert und damit für die 

anstehenden Herausforderungen gut gewappnet. Die heutige Steuerschätzung 

bestätigt im Wesentlichen die Ergebnisse der letzten Prognose vom Mai. Umso 

wichtiger ist, dass wir die vorhandenen Mittel klug einsetzen. Mit 

Schwerpunkten auf innerer und äußerer Sicherheit, Bildung und Investitionen 



treffen wir die richtige Zukunftsvorsorge.“ 

Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai 2016 werden die Steuer-

einnahmen insgesamt im Jahr 2016 um 4,3 Mrd. Euro höher ausfallen. Für den 

Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 1,4 Mrd. Euro und für die Länder 

von 3,2 Mrd. Euro. Die Einnahmen der Gemeinden liegen um 0,7 Mrd. Euro 

höher. 

In den Jahren 2017 bis 2021 unterscheidet sich das erwartete Steuer-

aufkommen für den Gesamtstaat nur leicht vom Schätzergebnis vom Mai 2016. 

Für 2017 beträgt die Abweichung 0,7 Mrd. Euro, für 2018 -1,2 Mrd. Euro, für 

2019 -0,7 Mrd. Euro, für 2020 -1,4 Mrd. Euro. 

Für die Haushalts- und Finanzplanung des Bundes ist zu berücksichtigen, dass 

in der aktuellen Steuerschätzung eine Reihe von steuerlichen Vorhaben, die 

noch nicht das parlamentarische Verfahren durchlaufen haben, nicht 

einbezogen worden sind, da die Steuerschätzung auf dem geltenden Recht 

beruht. 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Herbstprojektion 2016 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Bundes-

regierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des Brutto-

inlandsprodukts um real +1,8 %. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden 

Veränderungsraten von +3,4 % für das Jahr 2016, +3,1 % für das Jahr 2017, 

+3,2 % für das Jahr 2018 sowie +3,1 % für die Jahre 2019 bis 2021 projiziert.  

Die Erwartungen bezüglich der als gesamtwirtschaftliche Bemessungs-

grundlage für die Steuerschätzung relevanten Bruttolöhne und -gehälter wurden 

im Rahmen der Herbstprojektion gegenüber der Frühjahrsprojektion 2016 wie 

folgt angepasst: Für das Jahr 2016 wird von einer Zunahme der Bruttolöhne und 

-gehälter von +3,8 % ausgegangen. Dies sind 0,3 Prozentpunkte weniger als in 

der Frühjahrsprojektion 2016. Im Jahr 2017 wird unverändert ein Anstieg von 

+3,7 % erwartet. Für das Jahr 2018 wurde die Prognose um 0,3 Prozentpunkte 

auf +3,4 % angehoben. Für die Jahre 2019 bis 2021 wurde die Wachstumsrate 

von +3,1 % pro Jahr beibehalten, bzw. für das Jahr 2021 erstmalig 

prognostiziert.  

Bei den Unternehmens- und Vermögenseinkommen, der zentralen 

Bezugsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten, wird für das Jahr 2016 mit 

einer Zuwachsrate von +3,6 % gerechnet; gegenüber der Frühjahrsprojektion 

2016 ist dies eine Verminderung um 0,5 Prozentpunkte. Im Jahr 2017 wurde die 

Wachstumsrate um 1,0 Prozentpunkt auf +2,4 % zurückgenommen. Für die 



Folgejahre 2018 bis 2021 wird ein Zuwachs von jährlich +3,1 % prognostiziert.  

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der voran-

gegangenen Schätzung vom Mai 2016 waren die finanziellen Auswirkungen der 

folgenden Gesetze und sonstigen Regelungen zu berücksichtigen: 

• Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes zur Erhöhung des 

Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt vom 24. Februar 2016 (BGBl. 

I Nr. 10, S. 310); Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Gesetzes 

zur Änderung des Einkommensteuergesetzes zur Erhöhung des 

Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt vom 18. Mai 2016 (BGBl. I 

Nr. 24, S. 1248); 

• Gesetz zur Reform der Investmentbesteuerung 

(Investmentsteuerreformgesetz - InvStRefG) vom 19. Juli 2016 (BGBl. I, 

Nr. 36, S. 1730); 

• Gesetz zum Abkommen vom 28. März 2014 zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik China zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 

vom Vermögen vom 22. Dezember 2015 (BGBl. II Nr. 35, S. 1647); 

Bekanntmachung vom 15. Juli 2016 (BGBl. II Nr. 23, S. 1005); 

• BMF-Schreiben vom 28. September 2016 - III C 3 - S 7170/11/10004 

(Dok 2016/0883539) - zur Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 

Buchstabe b UStG - Abgabe von Zytostatika im Rahmen ambulanter 

Krebstherapien; BFH-Urteil vom 24. September 2014, V R 19/11 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2016 bis 2021, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind hier  in Anlage 1 

zusammengefasst. Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom 

Mai 2016 zu ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 

2020 hier  in Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 
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Ergebnis der 149. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 2. bis 4. November 2016 in Nürnberg

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 22

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
1.  Bund    
    (Mrd. €) 281,6 291,5 305,6 313,2 326,1 337,6 349,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,0 3,5 4,9 2,5 4,1 3,5 3,4
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 267,9 280,9 288,3 299,2 309,0 320,5 332,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,4 4,8 2,6 3,8 3,3 3,7 3,7
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 92,8 94,3 101,2 103,0 106,5 110,3 114,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 1,6 7,4 1,8 3,4 3,6 3,7
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 30,9 28,9 29,4 36,4 37,5 38,3 39,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -0,2 -6,6 1,8 23,7 2,9 2,2 3,3
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 673,3 695,5 724,5 751,8 779,0 806,7 835,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,6 3,3 4,2 3,8 3,6 3,6 3,6

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2016 vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 
2016

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 22

Bund 3) 290,1 1,4 -0,1 0,7 0,8 291,5
Länder 3) 277,7 3,2 -0,1 3,3 280,9
Gemeinden 3) 93,6 0,7 0,0 0,7 94,3
EU 29,9 -1,0 0,0 -0,7 -0,3 28,9
St.E.insgesamt 691,2 4,3 -0,2 0,0 4,5 695,5

Bund 3) 301,8 3,8 -0,1 3,5 0,4 305,6
Länder 3) 287,5 0,8 -0,1 0,8 288,3
Gemeinden 3) 101,2 0,0 0,0 0,0 101,2
EU 33,3 -3,9 0,0 -3,5 -0,3 29,4
St.E.insgesamt 723,9 0,7 -0,2 0,0 0,8 724,5

Bund 3) 315,7 -2,5 0,0 -1,9 -0,6 313,2
Länder 3) 299,2 0,0 0,0 0,0 299,2
Gemeinden 3) 103,3 -0,3 0,0 -0,3 103,0
EU 34,8 1,6 0,0 1,9 -0,3 36,4
St.E.insgesamt 753,0 -1,2 -0,1 0,0 -1,1 751,8

Bund 3) 328,2 -2,1 0,0 -1,9 -0,2 326,1
Länder 3) 308,7 0,3 0,0 0,3 309,0
Gemeinden 3) 107,0 -0,5 0,0 -0,5 106,5
EU 35,9 1,6 0,0 1,9 -0,3 37,5
St.E.insgesamt 779,7 -0,7 -0,1 0,0 -0,6 779,0

Bund 3) 339,9 -2,3 0,0 -1,9 -0,4 337,6
Länder 3) 320,5 0,0 0,0 0,1 320,5
Gemeinden 3) 111,0 -0,7 -0,1 -0,6 110,3
EU 36,7 1,6 0,0 1,9 -0,3 38,3
St.E.insgesamt 808,1 -1,4 -0,1 0,0 -1,3 806,7

1)   Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes zur Erhöhung des Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt vom 24. Februar 2016 
(BGBl. I Nr. 10, S. 310)

Gesetz zur Reform der Investmentbesteuerung (Investmentsteuerreformgesetz - InvStRefG) vom 19. Juli 2016 (BGBl. I, Nr. 36, S. 1730)

und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 22. Dezember 2015 
(BGBl. II Nr. 35, S. 1647)

BMF-Schreiben vom 28. September 2016 - III C 3 - S 7170/11/10004 (Dok 2016/0883539) - zur Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 Buchstabe b UStG - 
Abgabe von Zytostatika im Rahmen ambulanter Krebstherapien; BFH-Urteil vom 24. September 2014, V R 19/11

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Gesetz zum Abkommen vom 28. März 2014 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik China zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

2016

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

2018

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2016

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2016

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2016

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

Abweichungen

2017
Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2019 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2016

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2020 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2016

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)
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Am 21./22. Februar 2017 fand in Berlin auf Einla-
dung des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) 
die 150.  Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ statt. Die Sitzung fand außerhalb des übli-
chen Turnus (Mai und November eines Jahres) statt 
und diente nicht der Einnahmeschätzung. Die Mit-
glieder des Arbeitskreises beschäftigten sich viel-
mehr mit der Verbesserung der Schätzmethodik. 
Die „runde“ Zahl der 150.  Sitzung bot zudem An-
lass, das Jubiläum in einem festlichen Rahmen zu 
begehen. Daher waren zu der Sitzung auch einige 
langgediente ehemalige Mitglieder des Arbeitskrei-
ses eingeladen worden.

Der Parlamentarische Staatssekretär Dr.  Michael 
Meister eröffnete die Sitzung. In seiner Rede ging 
er auf die Bedeutung des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ ein. Er betonte die aus der Unabhän-
gigkeit des Arbeitskreises resultierende Glaubwür-
digkeit der Einnahmeprognosen in Politik, Presse 
und Öffentlichkeit. Diese sei ein wichtiges Gut, da 
die Aufkommensschätzungen u.  a. Grundlage der 
Haushalts- und Finanzplanung des Bundes sind. In 
diesem Zusammenhang erinnerte er an die Grün-
dung des Arbeitskreises im Jahr  1955, die im We-
sentlichen auf einen öffentlichen Streit zurückgeht, 
der im Jahr  1954 zwischen dem ifo  Institut und 
dem damaligen Finanzminister Fritz Schäffer um 
die Glaubwürdigkeit einer Einnahmeschätzung des 
BMF geführt wurde. Ein weiterer wichtiger Aspekt 

sei die Vertraulichkeit der Diskussionen im Arbeits-
kreis. Jeder Schätzer nutze sein eigenes Spektrum 
an Methoden zur Schätzung der Steuereinnah-
men. In den Sitzungen werden dann die vonein-
ander abweichenden Schätzvorschläge im Verlaufe 
der Diskussionen zu einem Schätzergebnis  – der 
Schätzung des Arbeitskreises – zusammengeführt. 
Die Vertraulichkeit sei in diesem Zusammenhang 
wichtig, damit schließlich alle Steuerschätzer das 
gemeinsame Ergebnis der Schätzung vertreten 
können. Vertrauliche Arbeit scheine auch kein Hin-
dernis für gute Schätzergebnisse zu sein, denn die 
Schätzungen seien ja in den vergangenen Jahren 
durchaus verlässlich gewesen. Gleichwohl sei die 
stetige Verbesserung der Schätzmethodik wichtig, 
damit der Arbeitskreis auch in Zukunft glaubwür-
dige und verlässliche Schätzergebnisse hervorbrin-
gen kann.

Im Verlauf der Methodensitzung wurden von ver-
schiedenen Arbeitskreismitgliedern Vorträge zu ei-
ner Vielzahl von Themen gehalten und im Plenum 
diskutiert. Ein erster Schwerpunkt der Vorträge 
lag auf der Schätzung der veranlagten Einkom-
mensteuer. So wurde z.  B. über die zunehmend 
an Bedeutung gewinnende Besteuerung der Al-
terseinkünfte und deren Berücksichtigung in den 
Schätzmodellen diskutiert. Daneben beschäftigte 
sich ein weiterer Beitrag mit der Verbesserung der 
mittelfristigen Prognose dieser Steuerart unter 

●● Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ traf sich am 21./22. Februar 2017 zu seiner 150. Sitzung 
seit seiner Gründung im Jahr 1955.

●● Gegenstand der Sitzung war die Verbesserung der Methoden zur Schätzung verschiedener Steu-
erarten.

●● Die stetige Verbesserung der Schätzmethoden ist eine wichtige Grundlage für zuverlässige und 
treffsichere Steuerschätzungen.

150. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“
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Berücksichtigung der zeitlichen Differenzen zwi-
schen Entstehung der Steuer und ihrer Kassen-
wirksamkeit (sogenannte Lag-Strukturen). Das Pro-
blem der Lag-Strukturen wurde in einem anderen 
Zusammenhang dann nochmals aufgegriffen: Die 
Aufkommenswirkungen von Steuerrechtsände-
rungen werden bei der veranlagten Einkommen-
steuer grundsätzlich entstehungsmäßig (für das 
Veranlagungsjahr) geschätzt und in einem folgen-
den Schritt auf Kassenjahre verteilt. Der Arbeits-
kreis diskutierte die Möglichkeit, die Kassenvertei-
lung entsprechend der Art der Rechtsänderung zu 
variieren.

Eine wichtige Voraussetzung der Steuerschätzung 
ist die Qualität der bei der Schätzung berücksichtig-
ten Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen. In 
einem Vortrag stellte daher ein Vertreter des Fraun-
hofer-Instituts für Angewandte Informationstech-
nik (FIT) dem Arbeitskreis das im Auftrag des BMF 
beim FIT betriebene Mikrosimulationsmodell zur 
Berechnung der Auswirkung von Steuerrechtsän-
derungen auf das Aufkommen der Lohn- und Ein-
kommensteuer vor.

Bei der Lohnsteuer wurde ein Blick in die Vergan-
genheit geworfen. Angesichts des großen Anteils 
der Lohnsteuer am gesamten Steueraufkommen 
ist die Prognosegüte bei dieser Steuerart von er-
heblicher Bedeutung. Ein Beitrag untersuchte da-
her die Abweichungen der Prognosen des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ vom Ist-Aufkommen 
in den vergangenen Jahren und mögliche Einfluss-
faktoren. 

Noch vor der Lohnsteuer stellen die Steuern vom 
Umsatz den größten Anteil an den Steuereinnah-
men. Der Arbeitskreis setzte sich mit Vorschlägen 
zu möglichen Verbesserungen bei der Ableitung 
der Einnahmeschätzung aus den gesamtwirt-
schaftlichen Bestimmungsgrößen auseinander.

Mit der Einführung der Abgeltungsteuer wurde 
das Aufkommen aus der Abzugsbesteuerung der 

Kapitalertragsteuer auf festverzinsliche Wertpa-
piere und der Besteuerung der Veräußerung von 
Wertpapieren kassentechnisch in der Steuerart 
„Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungser-
träge“ zusammengefasst. Eine getrennte statistische 
Erfassung der beiden von sehr unterschiedlichen 
Bestimmungsgrößen beeinflussten Komponenten 
liegt leider nicht vor. Unter Nutzung statistischer 
Analysemethoden beschäftigte sich daher ein Vor-
trag mit der Möglichkeit, die Entwicklung des Auf-
kommens der Abgeltungsteuer auf Zins- und Ver-
äußerungserträge in den vergangenen Jahren auf 
die beiden Komponenten zu zerlegen.

Nicht zuletzt ist auch die Verbesserung des Schätz
instrumentariums für die Ländersteuern ein Anlie-
gen des Arbeitskreises. Die Grunderwerbsteuer als 
aufkommensstärkste Ländersteuer weist eine er-
hebliche Dynamik in der Entwicklung des Aufkom-
mens auf. Ein Arbeitskreismitglied stellte das von 
ihm genutzte Modell zur Schätzung der Grund
erwerbsteuer dem Arbeitskreis vor.

Bei der Steuerschätzung wurden in den vergange-
nen Jahren in zunehmendem Ausmaß die steuer-
lichen Auswirkungen von Urteilen des Bundes
finanzhofs und des Europäischen Gerichtshofs 
sowie von Schreiben des BMF einbezogen. Ange-
sichts der Vielzahl von Urteilen und BMF-Schrei-
ben befasste sich ein weiterer Beitrag mit mög-
lichen Auswahlkriterien für die Einbeziehung 
derartiger Sachverhalte in die Steuerschätzung.

Seit dem Beitritt der neuen Länder nimmt der Ar-
beitskreis  – wie aus den veröffentlichten Ergeb-
nistabellen ersichtlich  – getrennte Schätzungen 
zur Entwicklung der Steuereinnahmen für die „al-
ten“ Länder (Gebiet A) und die „neuen“ Länder (Ge-
biet B) vor. Der Arbeitskreis diskutierte auf der Basis 
zweier Vorträge darüber, ob die getrennte Schät-
zung nach nunmehr 27  Jahren noch einen Zuge-
winn an Schätzgenauigkeit sowohl für das Gesamt-
steueraufkommen als auch für das Aufkommen der 
einzelnen Länder bringt.
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150. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“

Nach anregenden Diskussionen lud der Bundes-
minister der Finanzen Dr.  Wolfgang Schäuble die 
Mitglieder des Arbeitskreises am Abend des 21. Fe-
bruar zu einem Abendessen ein. Er dankte den 

Arbeitskreismitgliedern für die hohe Qualität 
der Steuerschätzung, deren Ergebnisse sicherlich 
durch die Methodensitzung noch treffsicherer wer-
den würden.
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Ergebnisse der 151. Sitzung des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ vom 09. bis 11. Mai 2017 in Bad Muskau 
 

 

 

Bund, Länder und Gemeinden können weiterhin mit wachsenden 

Steuereinnahmen rechnen. Nach der Prognose des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ werden sich die Einnahmen von 732,4 Mrd. Euro in 

diesem auf 852,2 Mrd. Euro im Jahr 2021 entwickeln.  

Die Steuerschätzer erwarten insbesondere für die Länder und Gemeinden eine 

deutlich bessere Entwicklung als in der November-Schätzung vorhergesagt. Bei 

den Einnahmen des Bundes wirken sich die Zahlungen des Bundes an die 

Länder und Gemeinden im Rahmen des Gesetzes zur Beteiligung des Bundes 

an den Kosten der Integration und zur weiteren Entlastung von Ländern und 

Kommunen dämpfend aus.  

 

Insgesamt spiegelt sich in den Zahlen die weiterhin robuste wirtschaftliche 

Entwicklung wider. Die Inlandsnachfrage ist gut und die Beschäftigung auf 

Rekordniveau. Die Löhne und Unternehmensgewinne steigen. Das ist nicht 

zuletzt Ergebnis der auf Stabilität und Wachstum ausgerichteten Finanzpolitik 

der Bundesregierung in den vergangenen Jahren. 

 

Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolfgang Schäuble: „Die 

Bundesregierung hat ihre finanzpolitischen Zusagen erfüllt. Erst haben wir den 

Bundeshaushalt ausgeglichen, dann zusätzliche Mittel für Investitionen 

bereitgestellt. Nun kann in der nächsten Legislatur die Steuersenkung folgen. 

Darüber wird bei und nach der Bundestagswahl entschieden. Auch die Länder 

sind gut aufgestellt. Mit den Entlastungen durch den Bund erhalten sie weiteren 

finanzpolitischen Spielraum, der ab 2020 mit der Neuregelung des 

Länderfinanzausgleichs noch größer werden wird. Damit können die Länder die 

nötigen Investitionen in mehr Bildung und Infrastruktur angehen.“ 

 

    



Verglichen mit der Steuerschätzung vom November 2016 werden die 

Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2017 um 7,9 Mrd. Euro höher ausfallen. 

Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 2,4 Mrd. Euro und für die 

Länder von 6,5 Mrd. Euro. Die Einnahmeerwartungen für die Gemeinden 

steigen um 2,5 Mrd. Euro. 

 

Auch in den Jahren 2018 bis 2021 wird das Steueraufkommen - insgesamt 

betrachtet - über dem Schätzergebnis vom November 2016 liegen. Die 

Auswirkungen auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2018 um 

+ 5,6 Mrd. Euro (Bund: - 4,2 Mrd. Euro), 2019 um + 10,5 Mrd. Euro (Bund: - 0,1 

Mrd. Euro), 2020 um + 13,5 Mrd. Euro (Bund: + 1,2 Mrd. Euro) und 2021 um + 

16,6 Mrd. Euro (Bund: + 3,8 Mrd. Euro) angepasst.  

 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Frühjahrsprojektion 2017 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 

Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des 

Bruttoinlandsprodukts um real + 1,5 % und + 1,6 % für das kommende Jahr. Für 

das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von 

+ 3,0 % für das Jahr 2017, + 3,1 % für das Jahr 2018 sowie je + 3,2 % für die 

Jahre 2019 bis 2021 projiziert.  

 

Die Erwartungen bezüglich der als gesamtwirtschaftliche 

Bemessungsgrundlage für die Steuerschätzung relevanten Bruttolöhne und -

gehälter wurden im Rahmen der aktuellen Frühjahrsprojektion gegenüber der 

Herbstprojektion 2016 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2017 wird von einer 

Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter von + 3,9 % ausgegangen. Dies sind 

0,2 Prozentpunkte mehr als in der Herbstprojektion 2016. Im Jahr 2018 wird 

unverändert ein Anstieg von + 3,4 % erwartet. Für die Jahre 2019 bis 2021 

wurde die Prognose um 0,3 Prozentpunkte auf je + 3,4 % angehoben.  

 

Bei den Unternehmens- und Vermögenseinkommen, der zentralen 

Bezugsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten, wird für das Jahr 2017 mit 

einer Zuwachsrate von + 1,0 % gerechnet. Für die Jahre 2018 bis 2021 beträgt 

die jährliche Wachstumsrate unverändert + 3,1 %.  

 

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom November 2017 waren die finanziellen 

Auswirkungen der folgenden Gesetze und sonstigen Regelungen zu 

berücksichtigen: 

 

• Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2016 (BGBl. 2016 I , Nr. 

52, S. 2464) 



• Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elektromobilität im 

Straßenverkehr vom 7. November 2016 (BGBl. 2016 I, Nr. 53, S. 2498) 

• Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2017 nach § 11 

Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-

Absenkungsverordnung 2017 - LuftVStAbsenkVO 2017) vom 24. 

Oktober 2016 (BGBl. 2016 I , Nr. 52, S. 2488) 

• Viertes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 1. 

Dezember 2016 (BGBl. 2016 I, Nr. 57, S. 2758) 

• Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integration und 

zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen vom 1. Dezember 

2016 (BGBl. 2016 I, Nr. 57, S. 2755); Artikel 1 Änderung des FAG 

• Gesetz zur Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei 

Körperschaften vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I, Nr. 63, S. 2998) 

• Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und 

von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und –verlagerungen 

vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I, Nr. 63, S. 3000)  

• Dritte Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 

und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 23. März 2017 

(BGBl. I, Nr. 14, S. 522) 

• BMF-Schreiben vom 9. November 2016 IV C 8 - S 2296-b/07/10003 

:008 (Dok 2016/1021450) zur Steuerermäßigung bei Aufwendungen für 

haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die 

Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen (§ 35a EStG); 

Überarbeitung des BMF-Schreibens vom 10. Januar 2014 (BStBl. I 

2014, Seite 75) (BStBl. 2016 I, Nr. 21, S.1213) 

• BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2016 IV C 3 - S 2221/12/10008 :008 

(Dok 2016/1004920) zum Sonderausgabenabzug für Beiträge zur 

Basiskrankenversicherung im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3 

Buchstabe a EStG; Bonuszahlungen einer gesetzlichen Krankenkasse 

für gesundheitsbewusstes Verhalten (§ 65a SGB V) - Anwendung des 

BFH-Urteils X R 17/15 vom 1. Juni 2016 (BStBl. 2016 I, Nr. 24, S. 1426) 

• Umsetzung des EuGH-Urteils vom 15. September 2016 C-518/14 in der 

Rechtssache Senatex zum Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs bei 

Berichtigung einer Rechnung 

• Anwendung des BFH-Urteils vom 6. April 2016 I R 61/14 zur 

Anrechnung ausländischer Steuern - Auslegung des Begriffs 

„Wirtschaftlicher Zusammenhang“ in § 34c Absatz 1 Satz 4 EStG (BStBl. 

2017 II, Nr. 1, S. 48). 

 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2017 bis 2021, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 

Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom November 2016 zu 

ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2021 in 

Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  
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Ergebnis der 151. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 9. bis 11. Mai 2017 in Bad Muskau

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 14

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2016 2017 2018 2019 2020 2021
1.  Bund    
    (Mrd. €) 289,0 308,0 309,0 325,9 338,8 353,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,6 6,6 0,3 5,5 3,9 4,2
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 288,7 294,8 304,3 313,9 326,8 340,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,7 2,1 3,2 3,2 4,1 4,1
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 98,8 103,7 108,1 112,5 116,8 121,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,5 5,0 4,2 4,1 3,8 3,8
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 29,3 25,9 36,0 37,1 37,8 37,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -5,4 -11,7 39,3 2,9 2,1 -0,2
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 705,8 732,4 757,4 789,5 820,2 852,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,8 3,8 3,4 4,2 3,9 3,9

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2017 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2016
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 14

Bund 3) 305,6 2,4 -5,4 3,5 4,3 308,0
Länder 3) 288,3 6,5 1,6 5,0 294,8
Gemeinden 3) 101,2 2,5 -0,5 3,0 103,7
EU 29,4 -3,6 0,0 -3,5 -0,1 25,9
St.E.insgesamt 724,5 7,9 -4,3 0,0 12,2 732,4

Bund 3) 313,2 -4,2 -9,2 0,3 4,7 309,0
Länder 3) 299,2 5,1 0,4 4,7 304,3
Gemeinden 3) 103,0 5,1 1,7 3,5 108,1
EU 36,4 -0,4 0,0 -0,3 -0,1 36,0
St.E.insgesamt 751,8 5,6 -7,1 0,0 12,7 757,4

Bund 3) 326,1 -0,1 -6,9 0,2 6,5 325,9
Länder 3) 309,0 4,9 -1,6 6,5 313,9
Gemeinden 3) 106,5 6,1 1,3 4,8 112,5
EU 37,5 -0,4 0,0 -0,2 -0,2 37,1
St.E.insgesamt 779,0 10,5 -7,1 0,0 17,6 789,5

Bund 3) 337,6 1,2 -6,9 0,2 7,9 338,8
Länder 3) 320,5 6,3 -1,6 7,9 326,8
Gemeinden 3) 110,3 6,5 1,4 5,1 116,8
EU 38,3 -0,5 0,0 -0,2 -0,3 37,8
St.E.insgesamt 806,7 13,5 -7,1 0,0 20,6 820,2

Bund 3) 349,2 3,8 -7,0 1,5 9,3 353,0
Länder 3) 332,4 7,7 -1,6 9,3 340,1
Gemeinden 3) 114,4 6,9 1,3 5,6 121,3
EU 39,6 -1,8 0,0 -1,5 -0,3 37,7
St.E.insgesamt 835,5 16,6 -7,3 0,0 23,9 852,2

1)   Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vom 4. November 2016 
(BGBL. 2016 I , Nr. 52, S. 2464)

Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elektromobilität im Straßenverkehr vom 7. November 2016 (BGBl. 2016 I, Nr. 53, S. 2498)

2017 - LuftVStAbsenkVO 2017) vom 24. Oktober 2016  (BGBl. 2016 I , Nr. 52, S. 2488)

(BGBl. 2016 I, Nr. 57, S. 2755); Artikel 1 Änderung des FAG

vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I, Nr. 63, S. 3000) 

 (BGBl. I, Nr. 14, S. 522)
BMF-Schreiben vom 9. November 2016 IV C 8 - S 2296-b/07/10003 :008 (Dok 2016/1021450) zur Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe 

Beschäftigungsverhältnisse und für die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen (§ 35a EStG); Überarbeitung des BMF-Schreibens 
vom 10. Januar 2014 (BStBl. I 2014 Seite 75) (BStBl. 2016 I, Nr. 21, S.1213)

BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2016 IV C 3 - S 2221/12/10008 :008 (Dok 2016/1004920) zum Sonderausgabenabzug für Beiträge zur Basiskranken-
versicherung im Sinne des § 10 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a EStG; Bonuszahlungen einer gesetzlichen Krankenkasse für gesundheitsbewusstes 
Verhalten (§ 65a SGB V) - Anwendung des BFH-Urteils X R 17/15 vom 1. Juni 2016; (BStBl. 2016 I, Nr. 24, S. 1426)

Umsetzung des EuGH-Urteils vom 15. September 2016 C-518/14  in der Rechtssache Senatex zum Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs bei Berichtigung 
einer Rechnung

Anwendung des BFH-Urteils vom 6. April 2016 I R 61/14  zur Anrechnung ausländischer Steuern - Auslegung des Begriffs "Wirtschaftlicher Zusammenhang"
in § 34c Abs. 1 Satz 4 EStG (BStBl. 2017 II, Nr. 1, S. 48)

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Dritte Verordnung zur Änderung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 23. März 2017

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2021 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2020 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2017

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2017

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2017

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

2019

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2016

Abweichungen

2018

Viertes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 1. Dezember 2016 (BGBl. 2016 I, Nr. 57, S. 2758)
Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integration und zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen vom 1. Dezember 2016

Gesetz zur Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustverrechnung bei Körperschaften vom 20. Dezember 2016 (BGBl. I, Nr. 63, S. 2998)
Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen

Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2017 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 
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Ergebnisse der 152. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ 
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Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren mit 

höheren Steuereinnahmen rechnen. Nach der Prognose des Arbeitskreises 

„Steuerschätzungen“ werden die gesamtstaatlichen Steuereinnahmen von 

734,2 Mrd. Euro im Jahr 2017 auf 889,6 Mrd. Euro im Jahr 2022 steigen. Der 

Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat somit seine letzte Prognose vom Mai 

2017 insgesamt nach oben korrigiert.  

 

Das zeigt sich insbesondere bei Ländern und Gemeinden, mit einem Zusatz 

von 86,5 Mrd. Euro. Ab 2020 erhalten Länder und Gemeinden erheblich mehr 

Geld vom Bund als Ergebnis der Neuordnung der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen. Insgesamt ist die erfreuliche Entwicklung bei den 

Steuereinnahmen Beleg und Folge der guten wirtschaftlichen Lage in 

Deutschland. Das Wachstum der letzten Jahre setzt sich fort mit starker 

Inlandsnachfrage und Beschäftigung, die sich auch in einem robusten Anstieg 

bei den Löhnen zeigt. 

 

Der geschäftsführende Bundesminister, Peter Altmaier:  

 

„Die erfreuliche wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland setzt sich fort. 

Dadurch können Bund und noch stärker Länder und Gemeinden in den 

nächsten Jahren mit weiteren Steuereinnahmen rechnen. Gleichzeitig gilt: Der 

zusätzliche Spielraum ist begrenzt. Für alle in politischer Verantwortung bleibt 

daher die Aufgabe, weiterhin die richtigen finanzpolitischen Weichen zu stellen 
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und Prioritäten zu setzen. Die Sicherung einer soliden und nachhaltigen 

Haushaltsführung ist dabei von herausragender Bedeutung. 

 

Für den Bund ergeben sich als reiner Effekt der Steuerschätzung für die 

nächsten vier Jahre rund 15 Mrd. Euro zusätzliche Steuereinnahmen 

gegenüber der letzten Schätzung vom Mai. Zusammen mit den bereits 

vorhandenen Spielräumen in der Finanzplanung in Höhe von ebenfalls knapp 

15 Mrd. Euro bedeutet das für die neue Legislaturperiode einen 

finanzpolitischen Rahmen, den wir nutzen können, ohne ungebührliche 

haushalterische Risiken einzugehen. Die Einhaltung der Schuldenbremse ist 

gewährleistet. Dieses Ergebnis liegt im Rahmen der bisherigen Erwartungen.“   

 

Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai 2017 werden die 

Steuereinnahmen im Jahr 2017 insgesamt um 1,8 Mrd. Euro höher ausfallen. 

Für den Bund ergeben sich im laufenden Jahr Mehreinnahmen von 0,2 Mrd. 

Euro. Länder und Gemeinden haben Mehreinnahmen von 3,3 Mrd. Euro bzw. 

1,7 Mrd. Euro. 

 

Auch für die Jahre 2018 bis 2021 wird das Steueraufkommen über der 

Schätzung vom Mai 2017 liegen. Für den Bund ergibt sich aufgrund der 

Neuregelung des Bund-Länder-Finanzausgleichs ein nahezu ausgeglichenes 

Bild, für die Länder ergeben sich Mehreinnahmen in Höhe von 15,7 Mrd. Euro 

und für die Gemeinden in Höhe von 12,0 Mrd. Euro. 

 

Grundlagen der Steuerschätzung 

 

Der Steuerschätzung werden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 

Herbstprojektion 2017 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 

Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des 

Bruttoinlandsprodukts um real + 2,0 % und + 1,9 % für das kommende Jahr. 

Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten 

von + 3,5 % für das Jahr 2017, + 3,6 % für das Jahr 2018, + 3,4 % für das Jahr 

2019 sowie je + 3,1 % für die Jahre 2020 bis 2022 projiziert.  

 

Die Erwartungen für die als gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage für 

die Steuerschätzung relevanten Bruttolöhne und -gehälter wurden im Rahmen 

der aktuellen Herbstprojektion gegenüber der Frühjahrsprojektion 2017 wie folgt 

angepasst: Für das Jahr 2017 wird von einer Zunahme der Bruttolöhne und -

gehälter von + 4,3 % ausgegangen. Dies sind 0,4 Prozentpunkte mehr als in 

der Frühjahrsprojektion 2017. Im Jahr 2018 wird ein Anstieg von + 3,9 %, im 

Jahr 2019 von + 3,7 % erwartet. Dies sind 0,5 Prozentpunkte mehr in 2018 und 

0,3 Prozentpunkte mehr in 2019 als in der diesjährigen Frühjahrsprojektion 

angenommen. Für die Jahre 2020 bis 2022 wurde die Projektion um 

0,2 Prozentpunkte abgesenkt auf je + 3,2 %.  

 



Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen sind die zentrale Bezugsgröße 

für die gewinnabhängigen Steuerarten. Für diese Bezugsgröße wird für das 

Jahr 2017 mit einer Zuwachsrate von + 1,9 %, für 2018 von + 3,3 % und für 

2019 von + 3,0 % gerechnet. Für die Jahre 2020 bis 2022 beträgt die jährliche 

Wachstumsrate unverändert + 3,1 %.  

 

Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 

vorangegangenen Schätzung vom Mai 2017 waren die finanziellen 

Auswirkungen der folgenden Gesetze und sonstigen Regelungen zu 

berücksichtigen: 

 

 Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit 

Rechteüberlassungen vom 27. Juni 2017 (BGBl. I Nr. 43, S. 2074); 

Artikel 1, Maßnahmen 1 und 2 

 Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit 

Rechteüberlassungen vom 27. Juni 2017 (BGBl. I Nr. 43, S. 2074); 

Artikel 1, Maßnahme 3 (Anhebung der Sofortabschreibungsgrenze für 

geringwertige Wirtschaftsgüter von 410 Euro auf 800 Euro) 

 Zweites Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen 

Wirtschaft von Bürokratie (Zweites Bürokratieentlastungsgesetz) vom 

30. Juni 2017 (BGBl. I Nr. 44, S. 2143) 

 Gesetz zur Neuregelung des bundesstaatlichen 

Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung 

haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 14. August 2017 (BGBl. I Nr. 57, 

S. 3122); Artikel 2 Änderung des FAG und Artikel 5 

Sanierungshilfengesetz (SanG) 

 Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur 

Änderung anderer Gesetze (Betriebsrentenstärkungsgesetz) vom 17. 

August 2017 (BGBl. I Nr. 58,  

S. 3214) 

 Zweites Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des 

Stromsteuergesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I Nr. 60, S. 3299) 

 Veröffentlichung des BFH-Urteils VIII R 29/11 vom 5. November 2014 

(BStBl. II 2017, Nr. 11, S. 432); Einkommensteuerliche Behandlung der 

Geldleistungen für Kinder in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII und für 

Heimerziehung nach § 34 SGB VIII; § 3 Nr. 11 EStG  

 Veröffentlichung des BFH-Urteils VI R 75/14 vom 19. Januar 2017 

(BStBl. II 2017, Nr. 14, S. 684); Ermittlung der zumutbaren Belastung 

nach § 33 Abs. 3 EStG; neue Berechnungsmethode; lfd. 

Mindereinnahmen ab 2017 

 Veröffentlichung des BFH-Urteils VI R 75/14 vom 19. Januar 2017 

(BStBl. II 2017, Nr. 14, S. 684); Ermittlung der zumutbaren Belastung 

nach § 33 Abs. 3 EStG; neue Berechnungsmethode; Mindereinnahmen 

für zurückliegende Veranlagungszeiträume 

 Lohnsteuerliche Behandlung vom Arbeitnehmer selbst getragener 



Aufwendungen bei der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs 

(§ 8 Abs. 2 S. 2 ff. EStG); Anwendung von R 8.1 Abs. 9 Nr. 1 S. 5 LStR 

2015 und R 8.1 Abs. 9 Nr. 4 LStR 2015; Anwendung der Urteile des 

BFH vom 30. November 2016 - VI R 49/14 und VI R 2/15 (Homepage 

BMF vom 21.September 2017) 

 Anwendung der BFH-Urteile VI R 53/12 sowie VI R 86/13 vom 15. 

Dezember 2016; Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer zur 

Einkünfteerzielung bei Nutzung durch mehrere Steuerpflichtige 

(Homepage BMF vom 06. September 2017) 

 Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 

242a Abs. 2 SGB V - Gesetzliche Krankenversicherung - für das Jahr 

2018 (im Bundesanzeiger am 26. Oktober 2017 veröffentlicht) 

 Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 13. April 2017 2 BvL 

6/13, veröffentlicht am 7. Juni 2017; Kernbrennstoffsteuergesetz ist mit 

dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig 

  

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2017 bis 2022, differenziert 

nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 

Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2017 zu 

ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2021 in 

Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 
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Ergebnis der 152. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 7. bis 9. November 2017 in Braunschweig

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 23/2017

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022
1.  Bund    
    (Mrd. €) 289,0 308,6 315,8 329,1 335,3 348,4 360,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,6 6,8 2,3 4,2 1,9 3,9 3,5
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 288,7 298,1 306,8 316,2 332,4 345,4 358,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,7 3,3 2,9 3,1 5,1 3,9 3,8
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 98,8 105,5 109,5 113,2 121,6 126,5 131,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,5 6,7 3,8 3,3 7,4 4,0 3,8
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 29,3 22,4 32,2 37,0 37,2 37,6 38,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -5,4 -23,6 43,9 14,8 0,7 1,0 3,5
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 705,8 734,5 764,3 795,4 826,5 857,9 889,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,8 4,1 4,1 4,1 3,9 3,8 3,7

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2017 vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2017
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 23/2017

Bund 3) 308,0 0,5 -7,5 3,4 4,6 308,6
Länder 3) 294,8 3,3 -0,2 3,5 298,1
Gemeinden 3) 103,7 1,8 -0,1 1,8 105,5
EU 25,9 -3,5 0,0 -3,4 -0,1 22,4
St.E.insgesamt 732,4 2,1 -7,7 0,0 9,8 734,5

Bund 3) 309,0 6,8 -0,4 3,6 3,6 315,8
Länder 3) 304,3 2,5 -0,4 2,9 306,8
Gemeinden 3) 108,1 1,4 -0,2 1,6 109,5
EU 36,0 -3,8 0,0 -3,6 -0,2 32,2
St.E.insgesamt 757,4 6,9 -1,0 0,0 7,9 764,3

Bund 3) 325,9 3,1 -0,8 -0,2 4,2 329,1
Länder 3) 313,9 2,3 -0,7 3,0 316,2
Gemeinden 3) 112,5 0,7 -0,6 1,3 113,2
EU 37,1 -0,1 0,0 0,2 -0,3 37,0
St.E.insgesamt 789,5 6,0 -2,2 0,0 8,1 795,4

Bund 3) 338,8 -3,5 -10,0 0,2 6,3 335,3
davon Neuregelung 

Finanzausgleich: -9,2 reiner Effekt der 
Steuerschätzung: 4,2

Länder 3) 326,8 5,6 8,5 -2,9 332,4
Gemeinden 3) 116,8 4,8 -0,6 5,4 121,6
EU 37,8 -0,6 0,0 -0,2 -0,4 37,2
St.E.insgesamt 820,2 6,3 -2,1 0,0 8,4 826,5

Bund 3) 353,0 -4,6 -10,0 -0,4 5,8 348,4
davon Neuregelung 

Finanzausgleich: -9,5 reiner Effekt der 
Steuerschätzung: 3,5

Länder 3) 340,1 5,3 9,2 -3,9 345,4
Gemeinden 3) 121,3 5,2 -0,3 5,4 126,5
EU 37,7 -0,1 0,0 0,4 -0,5 37,6
St.E.insgesamt 852,2 5,7 -1,1 0,0 6,8 857,9

Zweites Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie (Zweites Bürokratieentlastungsgesetz) vom 30. Juni 2017 

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen/Sanierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2017 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2018 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2019 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2020 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2021 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

1)  Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen vom 27. Juni 2017 (BGBl. I Nr. 43, S. 2074)

(BGBl. I Nr. 44, S. 2143)
Gesetz zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften 

vom 14. August 2017 (BGBl. I Nr. 57, S. 3122); Art. 2 Änderung des FAG und Art. 5 Sanierungshilfengesetz (SanG)
Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze (Betriebsrentenstärkungsgesetz) vom 17. August 2017

(BGBl. I Nr. 58, S. 3214)
Zweites Gesetz zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I Nr. 60, S. 3299)g ( ) g
Geldleistungen 

für Kinder in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII und für Heimerziehung nach § 34 SGB VIII; § 3 Nr. 11 EStG 
Veröffentlichung des BFH-Urteils VI R 75/14 vom 19. Januar 2017 (BStBl. II 2017, Nr. 14, S. 684); Ermittlung der zumutbaren Belastung 

nach § 33 Abs. 3 EStG; neue Berechnungsmethode
Lohnsteuerliche Behandlung vom Arbeitnehmer selbst getragener Aufwendungen bei der Überlassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs (§ 8 Absatz 2 

Satz 2 ff. EStG); Anwendung von R 8.1 Absatz 9 Nummer 1 Satz 5 LStR 2015 und R 8.1 Absatz 9 Nummer 4 LStR 2015; Anwendung der Urteile des 
BFH vom 30. November 2016 - VI R 49/14 und VI R 2/15 (Homepage BMF vom 21.09.2017)

Anwendung der BFH-Urteile VI R 53/12 sowie VI R 86/13 vom 15. Dezember 2016; Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer zur Einkünfteerzielung 
bei Nutzung durch mehrere Steuerpflichtige (Homepage BMF vom 06.09.2017)

Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a Absatz 2 SGB V - Gesetzliche Krankenversicherung - für das Jahr 2018 
(Bekanntgabe durch BMG im Bundesanzeiger am 26. Oktober 2017 gemäß § 242a Absatz 2 SGB V)

Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 13. April 2017 2 BvL 6/13, veröffentlicht am 7. Juni 2017; Kernbrennstoffsteuergesetz ist mit dem 
Grundgesetz unvereinbar und nichtig

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
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Ergebnisse der 153. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 7. bis 9. Mai in Mainz 

 

 

 

Nach der Prognose des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ ergeben sich auch 
in den nächsten Jahren höhere Steuereinnahmen. Die Steuereinnahmen 
werden auf 905,9 Milliarden Euro im Jahr 2022 ansteigen. Dies umfasst die 
Bundesebene, aber auch Länder und Gemeinden. 
 
Dieses erfreuliche Ergebnis ist Folge der weiterhin guten wirtschaftlichen Lage 
in Deutschland. Das Wirtschaftswachstum setzt sich fort, und auch die Löhne 
und Gehälter steigen weiter. Auch die positive Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt leistet hier einen Beitrag. 
 
Bei den prognostizierten Steuereinnahmen für die Bundesebene ist zu 
beachten, dass die aktuelle Haushalts- und Finanzplanung der 
Bundesregierung auf einer Schätzung der Steuereinnahmen basiert, die im 
Januar 2018 aktualisiert worden ist. Sie ist daher bereits von höheren 
Steuereinnahmen im Vergleich zur letzten Schätzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzung“ vom November 2017 ausgegangen. Zudem konnte nicht 
berücksichtigt werden, dass sich die künftigen Einnahmen aus der Kfz-Steuer 
verringern werden durch die Einführung der Infrastrukturabgabe. All diese 
Faktoren schlagen mit insgesamt 20 Milliarden Euro für den Zeitraum bis 2022 
zu Buche.  
So ergibt sich ein tatsächlich vorhandener zusätzlicher Spielraum von 10,8 
Milliarden Euro bis 2022. Ihn nutzen wir, um Investitionen in die digitale Zukunft 
schneller vornehmen zu können und der kalten Progression wirksam zu 
begegnen. Sollten sich darüber hinaus weitere Spielräume ergeben, werden sie 
für wichtige Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag zur Verfügung gestellt.  

    

http://www.bundesfinanzministerium.de/


 
Der Bundesminister der Finanzen, Olaf Scholz: 
 
„Die anhaltend gute wirtschaftliche Lage führt bei Bund, Ländern und 
Kommunen zu höheren Steuereinnahmen. Dieser Erfolg ist das Verdienst der 
Unternehmen und der Beschäftigten in diesem Land. Ein Großteil dieser 
Entwicklung hat sich schon frühzeitig abgezeichnet und ist bereits in die 
Haushaltsplanungen der großen Koalition eingeflossen. Die darüber hinaus zu 
verzeichnenden Mehreinnahmen in Höhe von 10,8 Milliarden Euro werden wir 
verantwortungsvoll nutzen, um die Auswirkungen der kalten Progression von 
2019 an zu beseitigen sowie dem Deutschen Bundestag vorzuschlagen, schon 
in 2018 einen Digitalfonds zu gründen und mit 2,4 Milliarden Euro auszustatten. 
Damit werden wir die finanzielle Grundlage für weitere Investitionen im Bereich 
der Digitalisierung schaffen, den Breitbandausbau fördern sowie das Projekt 
Digitale Schule unterstützen. Sollten sich darüber hinaus in den Jahren 2019 
und 2020 noch weiterer finanzieller Spielraum ergeben, werden wir ihn für 
wichtige Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag nutzen. Ich stehe für eine solide, 
sozial gerechte und zukunftsorientierte Finanzpolitik.“ 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 

 
Der Steuerschätzung werden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2018 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 
Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts um real + 2,3 % und + 2,1 % für das kommende Jahr. Für 
das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von 
+ 4,2 % für das Jahr 2018, + 4,1 % für das Jahr 2019 sowie je + 3,3 % für die 
Jahre 2020 bis 2022 projiziert.  
 
Die Erwartungen bezüglich der als gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage für die Steuerschätzung relevanten Bruttolöhne und -
gehälter wurden im Rahmen der aktuellen Frühjahrsprojektion 2018 gegenüber 
der Herbstprojektion 2017 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2018 wird von einer 
Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter von + 4,4 % ausgegangen. Dies sind 
0,5 Prozentpunkte mehr als in der Herbstprojektion 2017. Im Jahr 2019 wird ein 
Anstieg von + 4,1 % erwartet. Dies sind 0,4 Prozentpunkte mehr als in der 
Herbstprojektion 2017 angenommen. Für die Jahre 2020 bis 2022 bleibt die 
erwartete Wachstumsrate von + 3,2 % unverändert.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen sind die zentrale Bezugsgröße 
für die gewinnabhängigen Steuerarten. Für diese Bezugsgröße wird für das 
Jahr 2018 mit einer Zuwachsrate von + 4,5 %, für 2019 von + 4,3 % gerechnet. 
Dies sind 1,2 bzw. 1,3 Prozentpunkte mehr als in der Herbstprojektion. Für die 
Jahre 2020 bis 2022 wurde die jährliche Wachstumsrate leicht um 
0,2 Prozentpunkte angehoben auf + 3,3%.  



 
Die Schätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom November 2017 waren die finanziellen 
Auswirkungen der folgenden Gesetze und sonstigen Regelungen zu 
berücksichtigen: 
 

• Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2018 nach § 11 
Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-
Absenkungsverordnung 2018 - LuftVStAbsenkV 2018) vom 1. 
Dezember 2017 (BGBl. 2017 I, Nr. 77, S. 3858) 

• Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für das Jahr 2018 (Beitragssatzverordnung 2018 - 
BSV 2018) vom 18. Dezember 2017 (BGBl. 2017 I, Nr. 79, S. 3976) 

• BMF-Schreiben vom 11. Dezember 2017 - IV C 3 - S 2221/14/10005 
:003 (Dok-Nr. 2017/0863639) zum Sonderausgabenabzug für 
Sozialversicherungsbeiträge im Ausland tätiger und in Deutschland 
wohnender Arbeitnehmer (BStBl. 2017 I, Nr. 25, S. 1624); Umsetzung 
des EuGH-Urteils vom 22. Juni 2017 - C-20/16 - "Bechtel" (BStBl. 2017 
II, Nr. 25, S. 1271) 

• Anwendung des EuGH-Urteils C-426/12 vom 2. Oktober 2014, des 
EuGH-Beschlusses C-529/14 vom 17. Dezember 2015, der BFH-Urteile 
VII R 35/12 vom 13. Januar 2015 und VII R 40/14 vom 10. November 
2015; Änderung der Auslegung des § 51 Absatz 1 Energiesteuergesetz 
(vergl. E-VSF N 04 2018 Nr. 17) 

• Anwendung des EuGH-Urteils C-462/16 vom 20.Dezember 2017 
(Arzneimittelrabatte); § 17 Umsatzsteuergesetz Berichtigung der 
Bemessungsgrundlage um Rabatte, die ein Pharmahersteller der 
privaten Krankenversicherung, Beihilfe und freien Heilsfürsorge gewährt 

• Anwendung des EuGH-Urteils vom 20. Dezember 2017 in den 
verbundenen Rechtssachen C-504/16 und C-613/16 (Deister  Holding u. 
a); Unvereinbarkeit von § 50d Absatz 3 Einkommensteuergesetz mit 
Unionsrecht; BMF-Schreiben vom 4. April 2018 – IV B 3 – S 
2411/07/10016-14 (Dok-Nr. 2018/0148776)  

 
Die Schätzung der Grundsteuer erfolgt auf Basis der bestehenden Rechtslage 
unter der Annahme der Ausschöpfung der vom Bundesverfassungsgericht mit 
Urteil vom 10. April 2018 gesetzten Fristen zur gesetzlichen Neuregelung. 
 
Verglichen mit der Steuerschätzung vom November 2017 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2018 um 7,8 Milliarden Euro höher 
ausfallen. Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 5,5 Milliarden 
Euro und für die Länder von 3,5 Milliarden Euro. Die Einnahmeerwartungen für 
die Gemeinden erhöhen sich um 0,6 Milliarden Euro. 
 



Auch in den Jahren 2019 bis 2022 wird das Steueraufkommen insgesamt über 
dem Schätzergebnis vom November 2017 liegen. Die Auswirkungen auf die 
einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2019 um 11,5 Milliarden 
Euro (Bund: 5,8 Milliarden Euro), 2020 um 12,4 Milliarden Euro (Bund: 6,1 
Milliarden Euro), 2021 um 15,3 Milliarden Euro (Bund: 6,4 Milliarden Euro), und 
2022 um 16,3 Milliarden Euro (Bund: 6,9 Milliarden Euro) angepasst. Die 
Einnahmeerwartungen für den Bund werden im gesamten Schätzzeitraum auch 
durch die Änderung des Ansatzes der voraussichtlich an die EU abzuführenden 
Eigenmittel beeinflusst. 
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2018 bis 2022, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom November 2017 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2022 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 
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Ergebnis der 153. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 7. - 9. Mai 2018 in Mainz

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 6/2018

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2017 2018 2019 2020 2021 2022
1.  Bund    
    (Mrd. €) 309,4 321,3 334,8 341,4 354,7 367,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,0 3,9 4,2 2,0 3,9 3,6
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 298,4 310,3 320,7 337,1 351,3 365,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,4 4,0 3,3 5,1 4,2 3,9
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 105,1 110,2 114,9 123,6 128,7 133,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,3 4,9 4,3 7,6 4,1 3,7
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 21,7 30,3 36,5 36,9 38,4 39,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -25,9 39,8 20,5 0,9 4,1 3,2
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 734,5 772,1 806,9 838,9 873,2 905,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 5,1 4,5 4,0 4,1 3,8

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2018 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2017
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 6/2018

Bund 3) 315,8 5,5 -0,2 1,8 3,9 321,3
Länder 3) 306,8 3,5 -0,2 3,7 310,3
Gemeinden 3) 109,5 0,6 0,0 0,6 110,2
EU 32,2 -1,9 0,0 -1,8 -0,1 30,3
St.E.insgesamt 764,3 7,8 -0,3 0,0 8,1 772,1

Bund 3) 329,1 5,8 0,1 0,4 5,3 334,8
Länder 3) 316,2 4,5 0,0 4,5 320,7
Gemeinden 3) 113,2 1,7 0,0 1,7 114,9
EU 37,0 -0,4 0,0 -0,4 -0,1 36,5
St.E.insgesamt 795,4 11,5 0,1 0,0 11,4 806,9

Bund 3) 335,3 6,1 0,1 0,3 5,7 341,4
Länder 3) 332,4 4,6 0,0 4,6 337,1
Gemeinden 3) 121,6 2,0 0,0 2,0 123,6
EU 37,2 -0,3 0,0 -0,3 0,0 36,9
St.E.insgesamt 826,5 12,4 0,1 0,0 12,2 838,9

Bund 3) 348,4 6,4 0,1 -0,8 7,1 354,7
Länder 3) 345,4 5,9 0,0 5,9 351,3
Gemeinden 3) 126,5 2,3 0,0 2,3 128,7
EU 37,6 0,8 0,0 0,8 -0,1 38,4
St.E.insgesamt 857,9 15,3 0,2 0,0 15,1 873,2

Bund 3) 360,7 6,9 0,1 -0,8 7,6 367,7
Länder 3) 358,7 6,4 0,0 6,4 365,1
Gemeinden 3) 131,3 2,2 0,0 2,2 133,5
EU 38,9 0,7 0,0 0,8 -0,1 39,7
St.E.insgesamt 889,6 16,3 0,2 0,0 16,2 905,9

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen/Sanierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

LuftVStAbsenkV 2018) vom 1. Dezember 2017 (BGBl. 2017 I, Nr. 77, S. 3858)

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2022 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2018
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2021 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2018
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2018
Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2018

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2018

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2018
Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

2020

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2017

Abweichungen

2019

beiträge im Ausland tätiger und in Deutschland wohnender Arbeitnehmer (BStBl. 2017 I, Nr. 25, S. 1624); Umsetzung des EuGH-Urteils vom
 22. Juni 2017 - C - 20/16 - "Bechtel" (BStBl. 2017 II, Nr. 25, S. 1271)

vom 13. Januar 2015 und VII R 40/14 vom 10. November 2015; Änderung der Auslegung des § 51 Absatz 1 Energiesteuergesetz 
(vergl. E-VSF N 04 2018 Nr. 17)

vom 18. Dezember 2017 (BGBl. 2017 I, Nr. 79, S. 3976)
BMF-Schreiben vom 11. Dezember 2017 - IV C 3 - S 2221/14/10005 :003 (Dok-Nr. 2017/0863639) zum Sonderausgabenabzug für Sozialversicherungs-

Anwendung des EuGH-Urteils C-426/12 vom 2. Oktober 2014, des EuGH-Beschlusses C-529/14 vom 17. Dezember 2015, der BFH-Urteile VII R 35/12 

Verordnung zur Bestimmung der Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung für das Jahr 2018 (Beitragssatzverordnung 2018 - BSV 2018) 

1)  Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2018 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 

Anwendung des EuGH-Urteils  C-462/16 vom 20.12.2017 (Arzneimittelrabatte); § 17 UStG Berichtigung der Bemessungsgrundlage um Rabatte, die ein 

Anwendung des EuGH-Urteil vom 20. Dezember 2017 in den verbundenen Rechtssachen C-504/16 und C-613/16 (Deister  Holding u. a); Unvereinbarkeit 
§ 50d Abs. 3 EStG mit Unionsrecht; BMF-Schreiben vom 4. April 2018 – IV B 3 – S 2411/07/10016-14 (Dok 2018/0148776)

Pharmahersteller der privaten Krankenversicherung, Beihilfe und freien Heilsfürsorge gewährt
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Ergebnisse der 154. Sitzung des Arbeitskreises 
"Steuerschätzungen" vom 23. bis 25. Oktober in Hamburg 

 

 

 

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland ist weiterhin gut. Das spiegelt sich auch 
in den Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Kommunen wider. Trotz der 
etwas schwächeren Konjunkturerwartungen insbesondere in diesem Jahr 
bleiben die Steuereinnahmen gegenüber der Schätzung vom Mai 2018 auf 
hohem Niveau. 

Nach der heutigen Prognose des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ werden 
die Steuereinnahmen des Bundes bis zum Jahr 2023 auf insgesamt 377,2 Mrd. 
Euro anwachsen. Gegenüber der letzten Steuerschätzung vom Mai ergibt sich 
ein Zuwachs für alle staatlichen Ebenen zusammen von insgesamt 6,7 Mrd. 
Euro. Dabei entwickeln sich die Einnahmen der Länder dynamischer als beim 
Bund.  
 
Die zusätzlichen Steuereinnahmen im Vergleich zur letzten Schätzung vom Mai 
betragen für den Bund insgesamt 2,0 Mrd. Euro. Das ergibt sich hauptsächlich 
aufgrund des positiven Verlaufs in diesem Jahr. 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 

 
Der Steuerschätzung werden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion 2018 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 
Bundesregierung erwartet hiernach für dieses und für das kommende Jahr 
einen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um real + 1,8 %. Für das nominale 
Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von + 3,5 % für das 
Jahr 2018, + 3,8 % für das Jahr 2019 sowie +3,7 % für das Jahr 2020 
angenommen. Für die Jahre 2021 bis 2023 werden jeweils +3,2 % Zuwachs 

   dsf 
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projiziert.  
 
Die Erwartungen bezüglich der als gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage für die Steuerschätzung relevanten Bruttolöhne und -
gehälter wurden im Rahmen der aktuellen Herbstprojektion 2018 gegenüber 
der Frühjahrsprojektion 2018 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2018 wird von 
einer Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter von + 4,7 % ausgegangen. Dies 
sind 0,3 Prozentpunkte mehr als in der Frühjahrsprojektion 2018. Im Jahr 2019 
wird ein gegenüber dem Frühjahr um 0,1 Prozentpunkte höherer Anstieg auf 
+ 4,2 % erwartet. Für das Jahr 2020 wird die Prognose um 0,8 Prozentpunkte 
auf + 4,0 % angehoben. Die Wachstumsraten für die Jahre 2021 bis 2023 
werden um 0,3 Prozentpunkte auf jeweils + 2,9 % abgesenkt, wobei das Jahr 
2023 erstmalig geschätzt wurde.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen sind die zentrale 
Fortschreibungsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten. Für diese 
Bezugsgröße wird für das Jahr 2018 mit einer Zuwachsrate von + 1,1 %, für 
2019 von + 2,9 % gerechnet. Dies sind 3,4 bzw. 1,4 Prozentpunkte weniger als 
in der Frühjahrsprojektion. Für das Jahr 2020 wurde eine Zunahme von 
0,2 Prozentpunkten auf + 3,5 % angenommen. Dagegen wurde für die Jahre 
2021 bis 2023 die jährliche Wachstumsrate um 0,4 Prozentpunkte abgesenkt 
auf + 2,9 %.  
 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom Mai 2018 waren keine finanziellen 
Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen Regelungen zu berücksichtigen. 
Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ berücksichtigte in der Schätzung 
Auswirkungen, die sich aus dem BFH-Beschluss vom 25. April 2018 – IX B 
21/18 – sowie dem daraufhin ergangenen BMF-Schreiben vom 14. Juni 2018 
zur Aussetzung der Vollziehung wegen ernstlicher Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit der Höhe der Verzinsung nach § 233a AO in Verbindung 
mit § 238 Absatz 1 Satz 1 AO für Verzinsungszeiträume ab dem 1. April 2015 
ergeben. 
 
Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai 2018 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2018 um 3,2 Mrd. Euro höher ausfallen. 
Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 2,5 Mrd. Euro und für 
die Länder von 1,3 Mrd. Euro. Die Einnahmen der Gemeinden erhöhen sich um 
1,1 Mrd. Euro. 
 
In den Jahren 2019 bis 2022 wird das Steueraufkommen insgesamt betrachtet 
über dem Schätzergebnis vom Mai 2018 liegen. Das Jahr 2023 wurde erstmalig 
geschätzt. Die Auswirkungen auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei 
unterschiedlich. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für 
das Jahr 2019 um - 2,3 Mrd. Euro (Bund: - 0,7 Mrd. Euro), 2020 um + 2,3 Mrd. 



Euro (Bund: + 0,1 Mrd. Euro), 2021 um + 2,0 Mrd. Euro (Bund: + 0,5 Mrd. 
Euro), und 2022 um + 1,5 Mrd. Euro (Bund: - 0,4 Mrd. Euro) angepasst (für 
den Bund insgesamt in den Jahren 2018 bis 2022: + 2,0 Mrd. Euro).  
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2018 bis 2023, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2018 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2022 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 
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Ergebnis der 154. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 23. bis 25. Oktober 2018 in Hamburg

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 08/2018

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023
1.  Bund    
    (Mrd. €) 309,4 323,8 334,2 341,5 355,2 367,3 377,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 7,0 4,7 3,2 2,2 4,0 3,4 2,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 298,4 311,6 319,9 338,1 352,4 366,0 380,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,4 4,4 2,7 5,7 4,2 3,9 3,8
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 105,1 111,2 114,2 123,5 128,3 132,8 137,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,3 5,9 2,7 8,1 3,9 3,5 3,5
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 21,7 28,6 36,3 38,1 39,3 41,3 45,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) -25,9 32,1 26,9 4,8 3,1 5,3 11,1
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 734,5 775,3 804,6 841,2 875,2 907,4 940,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,1 5,5 3,8 4,5 4,0 3,7 3,7

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2018 vom Ergebnis der Steuerschätzung 
Mai 2018

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 08/2018

Bund 3) 321,3 2,5 0,0 1,5 1,0 323,8
Länder 3) 310,3 1,3 0,0 1,3 311,6
Gemeinden 3) 110,2 1,1 0,0 1,1 111,2
EU 30,3 -1,7 0,0 -1,5 -0,2 28,6
St.E.insgesamt 772,1 3,2 0,0 0,0 3,2 775,3

Bund 3) 334,8 -0,7 0,0 0,0 -0,7 334,2
Länder 3) 320,7 -0,8 0,0 -0,8 319,9
Gemeinden 3) 114,9 -0,6 0,0 -0,6 114,2
EU 36,5 -0,2 0,0 0,0 -0,2 36,3
St.E.insgesamt 806,9 -2,3 0,0 0,0 -2,3 804,6

Bund 3) 341,4 0,1 0,0 -1,4 1,5 341,5
Länder 3) 337,1 1,1 0,0 1,1 338,1
Gemeinden 3) 123,6 -0,1 0,0 -0,1 123,5
EU 36,9 1,2 0,0 1,4 -0,2 38,1
St.E.insgesamt 838,9 2,3 0,0 0,0 2,3 841,2

Bund 3) 354,7 0,5 0,0 -1,0 1,5 355,2
Länder 3) 351,3 1,1 0,0 1,1 352,4
Gemeinden 3) 128,7 -0,4 0,0 -0,4 128,3
EU 38,4 0,8 0,0 1,0 -0,2 39,3
St.E.insgesamt 873,2 2,0 0,0 0,0 2,0 875,2

Bund 3) 367,7 -0,4 0,0 -1,9 1,5 367,3
Länder 3) 365,1 0,9 0,0 0,9 366,0
Gemeinden 3) 133,5 -0,7 0,0 -0,7 132,8
EU 39,7 1,7 0,0 1,9 -0,2 41,3
St.E.insgesamt 905,9 1,5 0,0 0,0 1,5 907,4

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen/Sanierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2022 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2018

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2018

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

2021 Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2018

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2018

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2018

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2018

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

Schätz-
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2018

Abweichungen

Schätz-
abweichung 2)

2018

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2018

Steuerrechts-
änderungen 1)

Änderung
EU-Abführung

2020

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2018

Ergebnis der 
Steuerschätzung 

Mai 2018

Abweichungen

2019

1)  ohne
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Ergebnisse der 155. Sitzung des Arbeitskreises 
"Steuerschätzungen" vom 07. bis 09. Mai 2019 in Kiel 
 
Die 155. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ hat vom 7. bis 9. Mai 
2019 auf Einladung der Finanzministerin des Landes Schleswig-Holstein in Kiel 
stattgefunden. 
 
Alle staatlichen Ebenen können bis zum Jahr 2023 mit steigenden 
Steuereinnahmen rechnen. Dies ist Ausdruck der insgesamt guten 
wirtschaftlichen Lage in Deutschland. Ein robuster Arbeitsmarkt mit deutlichen 
Lohn- und Gehaltszuwächsen prägen die aktuelle wirtschaftliche Situation. 
Allerdings wurden gegenüber der vorigen Schätzung vom Herbst 2018 die 
Erwartungen über das Ausmaß der steigenden Steuereinnahmen von Bund, 
Länder und Gemeinden verringert. Dabei verläuft die Entwicklung bei Ländern 
und Kommunen etwas besser als beim Bund. 
 
Die Korrektur bei den erwarteten Steuereinnahmen ist durch zwei Faktoren 
begründet. Zum einen führt die Unsicherheit im Welthandel, begründet durch 
Handelskonflikte und die Debatten über den Brexit, zu einem langsameren 
Wirtschaftswachstum in diesem Jahr. In den kommenden Jahren wird allerdings 
wieder mit einer deutlich stärkeren wirtschaftlichen Dynamik gerechnet. Die 
derzeitige Wachstumsdelle beeinträchtigt das Niveau der Steuereinnahmen 
dennoch nachhaltig. Zum anderen verringert sich das Steueraufkommen durch 
weitere von der Bundesregierung umgesetzte Entscheidungen, die die Steuern 
für die Bürgerinnen und Bürger spürbar senken, etwa durch das Starke-
Familien-Gesetz und den Abbau der kalten Progression. Damit stärken wir die 
Binnennachfrage.  
 
Für die Einordnung des neuen Schätzergebnisses ist es wichtig zu wissen, dass 
die meisten Steuerrechtsänderungen sowie die sich verlangsamende 
Konjunktur in den Eckwerten für den Haushalt 2020 und die Finanzplanung bis 

 

http://www.bundesfinanzministerium.de/


2023 im März bereits berücksichtigt worden sind. Ein Vergleich der Ergebnisse 
der Steuerschätzung vom Herbst 2018 mit der heute veröffentlichten Schätzung 
führt deshalb eher in die Irre.  
 
Der Bund ist auf das kurzzeitige Abschwächen der wirtschaftlichen Dynamik 
vorbereitet. Im kommenden Jahr bedeuten die heutigen Ergebnisse gegenüber 
den Eckwerten für den Bundeshalt geringere Steuereinnahmen in Höhe von 1,6 
Mrd. Euro, die bei den Haushaltplanungen berücksichtigt werden.  
Klare Maßgabe hierbei ist und bleibt ein ausgeglichener Haushalt ohne neue 
Schulden. Entscheidend ist nun, die richtigen Prioritäten zu setzen und klug in 
die Zukunft und in den sozialen Zusammenhalt in unserem Land zu investieren. 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2019 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 
Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts um real +0,5 % und für das Jahr 2020 von +1,5 %. Für 
das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von 
+ 2,8 % für das Jahr 2019, + 3,5 % für das Jahr 2020 sowie von je +3,0 % für 
die Jahre 2021 bis 2023 projiziert.  
 
Eine für die Steuerschätzung relevante gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage sind die Bruttolöhne und -gehälter (BLG). Die BLG 
wurden im Rahmen der aktuellen Frühjahrsprojektion 2019 gegenüber der 
Herbstprojektion 2018 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2019 wird von einer 
Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter von + 4,4 % ausgegangen. Dies sind 
0,2 Prozentpunkte mehr als in der Herbstprojektion 2018. Für das Jahr 2020 
wird gegenüber der Herbstprojektion ein um 0,1 Prozentpunkte niedrigerer 
Anstieg von + 3,9 % erwartet. Für die Jahre 2020 bis 2023 wird die Prognose 
jeweils um 0,1 Prozentpunkte auf + 2,8 % jährliches Wachstum 
zurückgenommen.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen sind die zentrale 
Fortschreibungsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten. Für das Jahr 
2019 wird hierfür mit einem Rückgang von 1,5 %, für 2020  mit einem Zuwachs 
von +2,9 % gerechnet. Dies sind 4,4 bzw. 0,6 Prozentpunkte weniger als in der 
Herbstprojektion. Für die Jahre 2021 bis 2023 wird weiterhin ein jährlicher 
Zuwachs von + 2,9 % unterstellt.  
 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom Herbst 2018 sind nun folgende finanzielle 
Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen Regelungen berücksichtigt worden: 
• Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a 

Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für das Jahr 2019 vom  
23. Oktober 2018 (Banz AT 26.10.2018 B 4);  Absenkung des 
Zusatzbeitrages GKV um 0,1 % auf 0,9 % im Jahr 2019 

• Gesetz zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV-Versichertenentlastungsgesetz – GKV-VEG) 



vom 11. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 45, S. 2387); Rückkehr zur 
paritätischen Finanzierung der GKV ab 01.01.2019 (allgemeiner 
Beitragssatz sowie etwaiger Zusatzbeitrag) 

• Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2019 nach § 11 Absatz 
2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 
2019 – LuftVStAbsenkV 2019) vom 27. November 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 
42, S. 2244) 

• Gesetz zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen (Familienentlastungsgesetz - 
FamEntlastG) vom 29. November 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 42, S. 2210) 

• Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren 
im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11. 
Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 45, S. 2338)  

• Fünftes Gesetz zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch – 
Beitragssatzanpassung vom 17. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 47, S. 
2587); Erhöhung des Beitragssatzes der sozialen Pflegeversicherung um 
0,5 Prozentpunkte zum 1. Januar 2019 

• Gesetz zur fortgesetzten Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten 
der Länder und Kommunen und zur Regelung der Folgen der 
Abfinanzierung des Fonds  „Deutsche Einheit“ vom 17. Dezember 2018 
(BGBl. 2018 I, Nr. 47, S. 2522) 

• Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz in 
der Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschancengesetz) vom 18. 
Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 48, S. 2651); Absenkung des 
Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung von 3,0 % auf 2,6 %; 
Verordnung über die Erhebung von Beiträgen zur Arbeitsförderung nach 
einem niedrigeren Beitragssatz für die Kalenderjahre 2019 bis 2022 
(Beitragssatzverordnung 2019 – BeiSaV 2019) vom 18. Dezember 2018 
(BGBl. 2018 I, Nr. 48, S. 2663); vom 01.01.2019 bis 31.12.2022 befristete 
Absenkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung um 0,1 
Prozentpunkte auf 2,5 % 

• Anwendung der „Heubeck-Richttafeln 2018 G“; Bewertung von 
Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG gemäß BMF-Schreiben vom 
19.10.2018 - IV C 6 - S 2176/07/10004 :001 (Dok 2018/0833103) (BStBl. 
2018 I, Nr. 17, S. 1107) 

• Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zur 
unionsrechtskonformen Auslegung des § 9 Nr. 7 GewStG ; Folgen aus dem 
Urteil des EuGH vom 20. September 2018 in der Rechtssache C-685/16 
(EV) vom 25. Januar 2019 (BStBl. 2019 I, Nr. 3, S. 91; BStBl. 2019 II, Nr. 3, 
S. 111); gewerbesteuerrechtliches Schachtelprivileg 
(Drittstaatensachverhalte) 

• Umsetzung des EuGH-Urteils vom 12.09.2017 C-648/15 
(Schiedsentscheidung zu Artikel 11 Absatz 2 DBA-Österreich) zur 
Besteuerung von Zinserträgen aus Genussscheinen ; BMF-Schreiben vom 
21.02.2019 - IV B 3 - S 1304-AUT/11/10003 (Dok 2019/0123344) - 
Veröffentlichung des BFH-Urteils vom 26. August 2010 (I R 53/09); 
Nichtanwendung der Urteilsgrundsätze aufgrund Schiedsentscheidung des 
EuGH zu Artikel 11 Absatz 2 DBA-Österreich (BStBl. 2019 I, Nr, 5, S. 208; 



BStBl. 2019 II, Nr. 5, S. 147) 
 
Verglichen mit der Steuerschätzung vom Herbst 2018 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2019 um 10,9 Mrd. Euro niedriger 
ausfallen. Für den Bund ergeben sich dabei Mindereinnahmen von 9,9 Mrd. 
Euro. Für die Länder werden Mehreinnahmen von 2,0 Mrd. Euro erwartet. Die 
Einnahmeerwartungen für die Gemeinden reduzieren sich im Vergleich zur 
letzten Schätzung um 0,6 Mrd. Euro. 
 
In den Jahren 2020 bis 2023 wird das Steueraufkommen insgesamt betrachtet 
unter dem Schätzergebnis vom Herbst 2018 liegen. Die Auswirkungen auf die 
einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2020 um -23,2 Mrd. Euro 
(Bund: -12,8 Mrd. Euro), 2021 um -28,2 Mrd. Euro (Bund: -15,2 Mrd. Euro), 
2022 um -29,7 Mrd. Euro (Bund: -15,8 Mrd. Euro) und 2023 um -32,3 Mrd. Euro 
(Bund: -16,9 Mrd. Euro) angepasst.  
 
Gegenüber den Eckwerten bedeutet das heutige Ergebnis für den Bund 
geringere Steuereinnahmen von insgesamt 10,5 Mrd. bis zum Jahr 2023: Im 
kommenden Jahr -1,6 Mrd. Euro, im Jahr 2021 -2,8 Mrd. Euro, im Jahr 2022  
-2,7 Mrd. Euro und im Jahr 2023 -3,4 Mrd. Euro. 
 
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2019 bis 2023, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Herbst 2018 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2023 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt. 
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Ergebnis der 155. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 7. bis 9. Mai 2019 in Kiel

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 3/2019

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2018 2019 2020 2021 2022 2023
1.  Bund    
    (Mrd. €) 322,4 324,3 328,8 340,0 351,5 360,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,2 0,6 1,4 3,4 3,4 2,5
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 314,1 321,8 333,3 345,0 357,9 370,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,2 2,5 3,5 3,5 3,7 3,6
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 111,3 113,6 118,3 122,8 127,0 131,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 2,1 4,1 3,8 3,5 3,5
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 28,6 34,0 37,8 39,2 41,3 46,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 31,9 18,9 11,1 3,8 5,4 11,2
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 776,3 793,7 818,0 847,0 877,8 908,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,7 2,3 3,1 3,5 3,6 3,5

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2019 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 2018
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 3/2019

Bund 3) 334,2 -9,9 -8,3 2,1 -3,7 324,3
Länder 3) 319,9 2,0 2,7 -0,7 321,8
Gemeinden 3) 114,2 -0,6 0,6 -1,2 113,6
EU 36,3 -2,4 0,0 -2,1 -0,3 34,0
St.E.insgesamt 804,6 -10,9 -5,0 0,0 -5,9 793,7

Bund 3) 341,5 -12,8 -6,8 0,0 -6,0 328,8
Länder 3) 338,1 -4,9 -1,9 -2,9 333,3
Gemeinden 3) 123,5 -5,3 -2,0 -3,3 118,3
EU 38,1 -0,3 0,0 0,0 -0,3 37,8
St.E.insgesamt 841,2 -23,2 -10,7 0,0 -12,5 818,0

Bund 3) 355,2 -15,2 -7,1 -0,3 -7,8 340,0
Länder 3) 352,4 -7,4 -2,2 -5,2 345,0
Gemeinden 3) 128,3 -5,6 -2,1 -3,5 122,8
EU 39,3 0,0 0,0 0,3 -0,3 39,2
St.E.insgesamt 875,2 -28,2 -11,4 0,0 -16,8 847,0

Bund 3) 367,3 -15,8 -7,2 -0,3 -8,3 351,5
Länder 3) 366,0 -8,1 -2,2 -5,8 357,9
Gemeinden 3) 132,8 -5,8 -2,0 -3,7 127,0
EU 41,3 0,0 0,0 0,3 -0,3 41,3
St.E.insgesamt 907,4 -29,7 -11,5 0,0 -18,2 877,8

Bund 3) 377,2 -16,9 -7,2 -0,4 -9,4 360,3
Länder 3) 380,1 -9,4 -2,3 -7,1 370,7
Gemeinden 3) 137,5 -6,1 -2,1 -4,0 131,4
EU 45,9 0,1 0,0 0,4 -0,3 46,0
St.E.insgesamt 940,7 -32,3 -11,6 0,0 -20,7 908,4

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen/Sanierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

vom 23. Oktober 2018 (Banz AT 26.10.2018 B 4);  Absenkung des Zusatzbeitrages GKV um 0,1 % auf 0,9 % im Jahr 2019

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

2023 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2018

Abweichungen

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2019

Abweichung 
insgesamt

davon:

Steuerrechts-
änderungen 1)
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Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2019 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes 
(Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 2019 – LuftVStAbsenkV 2019) vom 27. November 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 42, S. 2244)

vom 29. November 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 42, S. 2210)
Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 

vom 11. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 45, S. 2387); Rückkehr zur paritätischen Finanzierung der GKV ab 01.01.2019 
(allgemeiner Beitragssatz sowie etwaiger Zusatzbeitrag)

Gesetz zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (Familienentlastungsgesetz - FamEntlastG) 

Gesetz zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versichertenentlastungsgesetz – GKV-VEG) 

1)   Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für das Jahr 2019 

vom 11. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 45, S. 2338) 

Erhöhung des Beitragssatzes der sozialen Pflegeversicherung um 0,5 Prozentpunkte zum 1. Januar 2019
Gesetz zur fortgesetzten Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen und zur Regelung der Folgen der Abfinanzierung 

des Fonds "Deutsche Einheit" vom 17. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 47, S. 2522)
Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschancengesetz) 

vom 18. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 48, S. 2651); Absenkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung von 3,0 % auf 2,6 %

Fünftes Gesetz zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Beitragssatzanpassung vom 17. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 47, S. 2587); 

Verordnung über die Erhebung von Beiträgen zur Arbeitsförderung nach einem niedrigeren Beitragssatz für die Kalenderjahre 2019 bis 2022 
(Beitragssatzverordnung 2019 – BeiSaV 2019) vom 18. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 48, S. 2663); vom 01.01.2019 bis 31.12.2022 befristete 
Absenkung des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung um 0,1 Prozentpunkte auf 2,5 %

Anwendung der "Heubeck-Richttafeln 2018 G"; Bewertung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG gemäß BMF-Schreiben 
vom 19.10.2018 - IV C 6 - S 2176/07/10004 :001 (Dok 2018/0833103) (BStBl. 2018 I, Nr. 17, S. 1107)

aus Genussscheinen

Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zur unionsrechtskonformen Auslegung des § 9 Nr. 7 GewStG - gewerbesteuerrechtliches  
Schachtelprivileg

Umsetzung des EuGH-Urteils vom 12.09.2017 C-648/15 (Schiedsentscheidung zu Artikel 11 Absatz 2 DBA-Österreich) zur Besteuerung von Zinserträgen 
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Bund, Länder und Gemeinden können auch in den nächsten Jahren mit 
höheren Steuereinnahmen rechnen. Nach der aktuellen Prognose der 
Steuerschätzer werden die Steuereinnahmen von 796,4 Mrd. Euro im Jahr 2019 
auf rund 935,0 Mrd. Euro im Jahr 2024 steigen. Dabei verläuft die Entwicklung 
bei den Ländern und den Kommunen etwas besser als beim Bund. Insgesamt 
hat der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ seine Aufkommenserwartung leicht 
nach unten korrigiert. Diese Ergebnisse gab Bundesfinanzminister Olaf Scholz 
am 30. Oktober bekannt. Die 156. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ fand vom 28. bis 30. Oktober 2019 auf Einladung der 
Finanzministerin des Landes Baden-Württemberg in Stuttgart statt. 

Der Bundesminister der Finanzen, Olaf Scholz: 
„Wir tun richtig was und das zahlt sich aus. Bund, Länder und Gemeinden 
können auch in den nächsten Jahren mit höheren Steuereinnahmen rechnen. 
Durch Rekordinvestitionen und Stärkung der Einkommen leistet der Bund einen 
wichtigen Beitrag für die brummende Binnenkonjunktur, Rekordbeschäftigung, 
steigende Löhne und stabile Staatseinnahmen. Ohne unsere Maßnahmen fiele 
das Wirtschaftswachstum deutlich geringer aus. Meine Prioritäten sind daher 
weiterhin massive Investitionen in die Zukunft, der soziale Zusammenhalt in 
unserem Land und wirksamer Klimaschutz.“ 
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In dem Ergebnis spiegeln sich mehrere Entwicklungen wider. Zwar zeigt sich die 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung insgesamt weniger dynamisch, bedingt durch 
eine Verlangsamung des weltwirtschaftlichen Wachstums. Aber die 
binnenwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland ist nach wie vor günstig. Die 
privaten Haushalte profitieren von einer sehr guten Arbeitsmarktlage und 
steigenden Einkommen. Die Finanzpolitik hat in den letzten Jahren starke 
Impulse für eine nachhaltige und anhaltende Steigerung der verfügbaren 
Einkommen gesetzt. In Verbindung mit dem nach wie vor robusten Arbeitsmarkt 
stellt die Binnenkonjunktur die tragende Säule des Wachstums dar. Die 
Bundesregierung setzt mit den beschlossenen Maßnahmen zusätzliche 
finanzpolitische Impulse, die die Konjunktur stabilisieren. Im kommenden Jahr 
2020 ist die Finanzpolitik deutlich expansiv ausgerichtet. 

Für die Einordnung der Schätzergebnisse ist wichtig, dass die 
Steuermehreinnahmen des Bundes für 2019 gegenüber der Mai-
Steuerschätzung in Höhe von 4,0 Mrd. Euro im Wesentlichen durch 
Einmaleffekte beeinflusst sind (EU-Abführungen fielen niedriger aus, da 
konservative Schätzannahmen für einen ungeordneten Austritt Großbritanniens 
im Jahr 2019 nahezu aufgelöst werden konnten).  

Im kommenden Jahr bedeuten die heutigen Ergebnisse gegenüber dem Entwurf 
für den Bundeshaushalt 2020 vom 26. Juni und dem Ergänzungshaushalt vom 
2. Oktober (Klimafonds) geringere Steuereinnahmen in Höhe von 0,2 Mrd. Euro.  

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion 2019 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 
Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen Anstieg des 
Bruttoinlandsprodukts um real + 0,5 % und für das Jahr 2020 von +1,0 %. Für 
das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von 
+ 2,8 % für das Jahr 2019, +2,9 % für das Jahr 2020, +3,1 % für das Jahr 2021 
sowie von je +2,8 % für die Jahre 2022 bis 2024 projiziert.  

Eine für die Steuerschätzung relevante gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage sind die Bruttolöhne und -gehälter (BLG). Die BLG 
wurden im Rahmen der aktuellen Herbstprojektion 2019 gegenüber der 
Frühjahrsprojektion 2019 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2019 wird von einer 
Zunahme der Bruttolöhne und -gehälter von + 4,1 % ausgegangen. Dies sind 
0,3 Prozentpunkte weniger als in der Frühjahrsprojektion 2019. Für das Jahr 
2020 wurde die Projektion um 0,7 Prozentpunkte auf + 3,2 % abgesenkt. Für 
das Jahr 2021 wird wieder mit einer Zunahme der BLG von +2,8 % um 
0,4 Prozentpunkte auf +3,2 % gerechnet. Für die Jahre 2022 bis 2024 wird die 
Prognose von +2,8 % jährliches Wachstum beibehalten.  

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen (UVE) sind die zentrale 
Fortschreibungsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten. Für das Jahr 



2019 wird die UVE um 0,9 Prozentpunkte erhöht und nur noch ein Rückgang 
von 0,6 % gegenüber dem Vorjahr angenommen. Im Jahr 2020 wird mit einem 
Zuwachs von +1,6 % gerechnet; allerdings ist dieser 1,3 Prozentpunkte geringer 
als noch in der Frühjahrsprojektion 2019 angenommen. Im Jahr 2021 wird eine 
Verbesserung um 0,2 Prozentpunkte auf +3,1 % unterstellt. Für die Jahre 2022 
bis 2024 wird ein jährlicher Zuwachs von + 2,8 % angenommen. 

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom Mai 2019 sind folgende finanzielle 
Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen Regelungen berücksichtigt worden: 

• Gesetz zur Abschaffung der Straßenbaubeiträge vom 24. Juni 2019; Artikel 
1 Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes bei der 
Grunderwerbsteuer (Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-
Vorpommern 2019, Nr. 11, S. 190) 

• Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus vom 4. 
August 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 29, S. 1122) 

• Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitrages nach §242a 
Absatz 2 des Fünften Buches des Sozialgesetzbuches für das Jahr 2020 
vom 22. Oktober 2019 (BAnz AT 28.10.2019 B3). 
 

Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai 2019 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2019 um 2,6 Mrd. Euro höher ausfallen. 
Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 4,0 Mrd. Euro und für die 
Länder von 0,9 Mrd. Euro. Die Einnahmeerwartungen für die Gemeinden 
bleiben in etwa unverändert. 

In den Jahren 2020 bis 2024 wird das Steueraufkommen insgesamt betrachtet 
leicht unter dem Schätzergebnis vom Mai 2019 liegen. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2019 um +2,6 Mrd. Euro 
(Bund: +4,0 Mrd. Euro), 2020 um -1,7 Mrd. Euro (Bund: -0,2 Mrd. Euro), 2021 
um -1,8 Mrd. Euro (Bund: -1,9 Mrd. Euro), 2022 um -2,7 Mrd. Euro (Bund: -2,0 
Mrd. Euro) und 2023 um -3,5 Mrd. Euro (Bund: +2,4 Mrd. Euro) angepasst.  

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2019 bis 2024, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2019 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2023 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  
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Ergebnis der 156. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 28. bis 30. Oktober 2019 in Stuttgart

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 11/2019

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024
1.  Bund    
    (Mrd. €) 322,4 328,2 328,6 338,1 349,5 362,7 371,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 4,2 1,8 0,1 2,9 3,3 3,8 2,3
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 314,1 322,7 332,1 344,1 356,7 369,2 381,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,2 2,8 2,9 3,6 3,7 3,5 3,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 111,3 113,7 117,7 121,9 126,1 130,4 134,7
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,9 2,2 3,5 3,6 3,4 3,4 3,3
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 28,6 31,7 37,9 41,1 42,8 42,6 47,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 31,9 10,9 19,5 8,3 4,3 -0,6 11,0
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 776,3 796,4 816,4 845,2 875,1 904,9 935,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 5,7 2,6 2,5 3,5 3,5 3,4 3,3

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2019 vom Ergebnis der Steuerschätzung 
Mai 2019

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 11/2019

Bund 3) 324,3 4,0 0,0 2,6 1,4 328,2
Länder 3) 321,8 0,9 0,0 0,9 322,7
Gemeinden 3) 113,6 0,1 0,0 0,1 113,7
EU 34,0 -2,3 0,0 -2,6 0,3 31,7
St.E.insgesamt 793,7 2,6 0,0 0,0 2,6 796,4

Bund 3) 328,8 -0,2 -0,2 0,1 -0,1 328,6
Länder 3) 333,3 -1,1 -0,1 -1,0 332,1
Gemeinden 3) 118,3 -0,5 -0,1 -0,5 117,7
EU 37,8 0,1 0,0 -0,1 0,2 37,9
St.E.insgesamt 818,0 -1,7 -0,4 0,0 -1,3 816,4

Bund 3) 340,0 -1,9 -0,3 -1,7 0,1 338,1
Länder 3) 345,0 -1,0 -0,2 -0,8 344,1
Gemeinden 3) 122,8 -0,8 -0,2 -0,7 121,9
EU 39,2 1,8 0,0 1,7 0,2 41,1
St.E.insgesamt 847,0 -1,8 -0,6 0,0 -1,2 845,2

Bund 3) 351,5 -2,0 -0,4 -1,4 -0,2 349,5
Länder 3) 357,9 -1,2 -0,3 -0,9 356,7
Gemeinden 3) 127,0 -0,9 -0,2 -0,7 126,1
EU 41,3 1,5 0,0 1,4 0,1 42,8
St.E.insgesamt 877,8 -2,7 -1,0 0,0 -1,7 875,1

Bund 3) 360,3 2,4 -0,5 3,5 -0,6 362,7
Länder 3) 370,7 -1,5 -0,4 -1,1 369,2
Gemeinden 3) 131,4 -1,0 -0,3 -0,7 130,4
EU 46,0 -3,4 0,0 -3,5 0,1 42,6
St.E.insgesamt 908,4 -3,5 -1,3 0,0 -2,3 904,9

3)   nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Konsolidierungshilfen/Sanierungshilfen
(Betrag der Konsolidierungshilfen vorbehaltlich der Entscheidung des Stabilitätsrates gem. § 2 Abs. 2 Konsolidierungshilfengesetz)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Gesetz zur Abschaffung der Straßenbaubeiträge vom 24. Juni 2019; Artikel 1 Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes bei der 

2)  aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte
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Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitrages nach § 242a Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für das Jahr 2020
vom 22. Oktober 2019 (Banz AT 28.10.2019 B3)

Grunderwerbsteuer (Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2019, Nr. 11, S. 190)

1)   Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus vom 4. August 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 29, S. 1122)
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Ergebnisse der 157. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom 12. bis 14. Mai 2020 

 

 

 

 

Die 157. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ fand vom 12. bis 14. 
Mai 2020 als Videokonferenz statt. 
 
Die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf unser Land beschäftigen uns alle 
nach wie vor. Um das Leben und die Gesundheit unserer Bürgerinnen und 
Bürger zu schützen, haben der Bund und die Länder, wie viele andere Staaten 
auch, erhebliche Einschränkungen erlassen müssen. Der Schutz der 
Gesundheit hatte und hat oberste Priorität – alles leitet sich ab von diesem Ziel: 
Gleichzeitig hat die Bundesregierung eine ganze Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, um Unternehmen und Beschäftigung in diesen schwierigen Zeiten zu 
sichern – mit dem Ausbau der Kurzarbeit, mit erheblichen Kreditlinien für Firmen 
und Betriebe, mit Zuschüssen für Solo-Selbständige und Kleinstunternehmen 
sowie durch die Stundung von Steuerzahlungen. All diese Maßnahmen waren 
wichtig und richtig, all diese Maßnahmen wirken sich auf die (Steuer-) 
Einnahmen des Staates aus.  
 
Die Corona-Pandemie macht sich im Ergebnis der Steuerschätzer auf zweierlei 
Weise bemerkbar. Zum einen sinken die Steuereinnahmen durch 
Gewinneinbußen, Umsatzrückgang und Kurzarbeit in diesem Jahr erheblich. 
Teile des Rückgangs für 2020 sind darauf zurückzuführen, dass der Bund 
großzügige Regelungen zu Steuerstundungen und Verlustrücktrag eröffnet hat. 
Diese Maßnahmen werden sich in den Folgejahren aber positiv auswirken, 
denn die zusätzliche Liquidität vieler Unternehmen sicherte ihren Fortbestand 
und damit Steuereinnahmen. 
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz: „Trotz der Mindereinnahmen und aller 
Unsicherheiten wird deutlich: Dank der guten Haushaltspolitik der vergangenen 
Jahre ist die Corona-Krise finanziell zu bewältigen. Wir haben viel Steuergeld 
eingesetzt, um Beschäftigten und Unternehmen durch diese schwere Zeit zu 
helfen. Als nächster Schritt steht an, die Konjunktur mit gezielten Maßnahmen 
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wieder in Schwung zu bringen, damit die Industrie, Handel und Gewerbe 
parallel zu den Lockerungen auch wieder besser ins Geschäft kommen.“ 
 
Zum zweiten wirkt sich die Pandemie ganz konkret auf die Arbeit der 
Steuerschätzer aus. Noch nie in seiner 65-jährigen Geschichte musste der 
Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ mit so vielen Unwägbarkeiten 
zurechtkommen. Dem ungewissen Ausgang und der Dauer der Pandemie 
selbst musste bei den Schätzungen ebenso wie deren weltweiten finanziellen 
und wirtschaftlichen Auswirkungen auf die deutschen Staatseinnahmen 
Rechnung getragen werden. Um den kommenden Haushalt 2021 auf solide 
Füße zu stellen, wird der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ Anfang September 
eine Interims-Steuerschätzung vornehmen. 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 
 
Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2020 der Bundesregierung zugrunde gelegt, welche die 
erwarteten Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung abbildet. Die Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr 
einen überaus deutlichen Rückgang des realen Bruttoinlandsprodukts um -
6,3 % und im kommenden Jahr 2021 einen Anstieg von +5,2 %. Für das 
nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr Veränderungsraten von -4,7 % 
für das Jahr 2020, +6,8 % für das Jahr 2021 sowie von je +3,0 % für die Jahre 
2022 bis 2024 projiziert.  

Eine für die Steuerschätzung relevante gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage sind die Bruttolöhne und -gehälter (BLG). Die BLG 
wurden im Rahmen der aktuellen Frühjahrsprojektion 2020 gegenüber der 
Herbstprojektion 2019 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2020 wird von einem 
Rückgang der Bruttolöhne und -gehälter von -1,5 % ausgegangen. Dies sind 
4,7 Prozentpunkte weniger als in der Herbstprojektion 2019. Für das Jahr 2021 
wurde die Projektion um 0,9 Prozentpunkte auf +4,1 % angehoben. Für die 
Jahre ab 2022 bis 2024 wird dagegen mit unveränderten jährlichen 
Wachstumsraten der BLG von +2,8 % gerechnet.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen (UVE) sind die zentrale 
Fortschreibungsgrößen für die gewinnabhängigen Steuerarten und sind im 
aktuellen Jahr besonders betroffen. Für das Jahr 2020 wird mit einem kräftigen 
Rückgang der UVE um -21,1 % gerechnet, dem im Jahr 2021 ein ebenso 
kräftiges Wachstum von +22,8 % folgt. Für die Jahre 2022 bis 2024 wird ein 
jährlicher Zuwachs von + 3,8 % angenommen.  
 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom Oktober 2019 sind folgende finanzielle 
Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen Regelungen berücksichtigt: 
• Drittes Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft 

von Bürokratie (Drittes Bürokratieentlastungsgesetz) vom 22. November 
2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 42, S. 1746) 



• Bekanntmachung über das Inkrafttreten der Artikel 3 und 4 des Gesetzes 
zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der 
Kindertagesbetreuung vom 26. November 2019 (BGBl. 2019 I; Nr. 43, S. 
1868); Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der 
Kindertagesbetreuung vom 19. Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 49, S. 
2696); Änderung des FAG für die Jahre 2019 bis 2022 

• Erste Verordnung zur Änderung der Beitragssatzverordnung 2019 vom 2. 
Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 44, S. 1998); Absenkung des 
Beitragssatzes zur ALV um 0,1 Prozentpunkte auf 2,4 % ab 2020 bis 
einschließlich 2022 

• Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2020 nach § 11 Absatz 
2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 
2020 - LuftVStAbsenkV 2020) vom 29. November 2019 (BGbl. 2019 I, Nr. 
45, S. 2033); gültig bis 31. März 2020; Verordnung zur Absenkung der 
Steuersätze ab 1. April 2020 nach § 11 Absatz 2 des 
Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer-Absenkungsverordnung 2020 
– LuftVStAbsenkV 2020) vom 2. April 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 17, S. 762); 
gültig ab 01.04.2020 

• Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder 
und Kommunen in den Jahren 2020 und 2021 vom 9. Dezember 2019 
(BGBl. 2019 I, Nr. 46, S. 2051); Änderung des FAG 

• Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 10. Dezember 
2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 46, S. 2115) 

• Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur 
Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBl. 
2019 I, Nr. 48, S. 2451) ohne Artikel 2 Nr. 5 Sonderabschreibung für 
Elektronutzfahrzeuge und elektrisch betriebene Lastenfahrräder in 
Verbindung mit Artikel 29 Absatz 7; Bekanntmachung über das Inkrafttreten 
von bestimmten Teilen des Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung 
der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 
18. März 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 14, S. 597); hier Artikel 4 Tarifermäßigung 
für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft einschließlich Binnenfischerei 
und Aquakultur 

• Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes vom 12. Dezember 
2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 48, S. 2492); höhere Steuersätze ab 1. April 2020 

• Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung 
(Forschungszulagengesetz - FZulG) vom 14. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, 
Nr. 51, S. 2763)  

• Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht 
vom 21. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 52, S. 2886); auch Änderung 
des FAG 

• Gesetz zur Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge (GKV-
Betriebsrentenfreibetragsgesetz – GKV – BRG) vom 21. Dezember 2019 
(BGBl. 2019 I, Nr. 52, S. 2913) 

• Fünftes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 6. März 
2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 11, S. 445). 

 



Verglichen mit der Steuerschätzung vom Oktober 2019 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2020 um 98,6 Mrd. Euro niedriger 
ausfallen als erwartet. Für den Bund ergeben sich dabei Mindereinnahmen von 
44,0 Mrd. Euro und für die Länder von 35,0 Mrd. Euro. Die Einnahmen der 
Gemeinden sinken um 15,6 Mrd. Euro. 
 
Auch in den Jahren 2021 bis 2024 wird das Steueraufkommen insgesamt 
betrachtet unter den Schätzergebnissen vom Oktober 2019 liegen. Die 
Auswirkungen auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. 
Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2021 um 
-52,7 Mrd. Euro (Bund: -32,3 Mrd. Euro), 2022 um -59,1 Mrd. Euro (Bund: -34,4 
Mrd. Euro), 2023 um -53,8 Mrd. Euro (Bund: -30,5 Mrd. Euro) und 2024 um     -
51,7 Mrd. Euro (Bund: -29,9Mrd. Euro) angepasst.  
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2020 bis 2024, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Oktober 2019 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2024 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  
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Ergebnis der 157. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom Mai 2020 in Berlin

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 10

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2019 2020 2021 2022 2023 2024
1.  Bund    
    (Mrd. €) 329,1 284,5 305,8 315,0 332,2 341,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,1 ‐13,5 7,5 3,0 5,4 2,7
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 324,5 297,2 330,1 340,2 353,5 367,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 ‐8,4 11,1 3,0 3,9 3,9
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 114,8 102,1 115,4 117,9 122,5 127,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,2 ‐11,1 13,0 2,2 4,0 3,9
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 30,9 33,9 41,1 42,9 42,8 47,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,2 9,7 21,2 4,3 ‐0,2 10,4
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 799,3 717,8 792,5 816,0 851,1 883,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,0 ‐10,2 10,4 3,0 4,3 3,8

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2020 vom Ergebnis der Steuerschätzung November 
2019

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 10

Bund 3) 328,6 ‐44,0 ‐3,7 3,3 ‐43,7 284,5
Länder 3) 332,1 ‐35,0 2,0 ‐36,9 297,2
Gemeinden 3) 117,7 ‐15,6 1,3 ‐16,9 102,1
EU 37,9 ‐4,0 0,0 ‐3,3 ‐0,6 33,9
St.E.insgesamt 816,4 ‐98,6 ‐0,3 0,0 ‐98,3 717,8

Bund 3) 338,1 ‐32,3 ‐14,6 ‐0,4 ‐17,4 305,8
Länder 3) 344,1 ‐13,9 2,2 ‐16,1 330,1
Gemeinden 3) 121,9 ‐6,5 1,2 ‐7,7 115,4
EU 41,1 0,1 0,0 0,4 ‐0,3 41,1
St.E.insgesamt 845,2 ‐52,7 ‐11,2 0,0 ‐41,5 792,5

Bund 3) 349,5 ‐34,4 ‐14,7 ‐0,4 ‐19,3 315,0
Länder 3) 356,7 ‐16,5 1,2 ‐17,7 340,2
Gemeinden 3) 126,1 ‐8,2 ‐0,2 ‐8,0 117,9
EU 42,8 0,1 0,0 0,4 ‐0,3 42,9
St.E.insgesamt 875,1 ‐59,1 ‐13,7 0,0 ‐45,4 816,0

Bund 3) 362,7 ‐30,5 ‐13,4 ‐0,5 ‐16,6 332,2
Länder 3) 369,2 ‐15,7 ‐0,7 ‐15,0 353,5
Gemeinden 3) 130,4 ‐7,9 ‐0,3 ‐7,6 122,5
EU 42,6 0,2 0,0 0,5 ‐0,3 42,8
St.E.insgesamt 904,9 ‐53,8 ‐14,3 0,0 ‐39,5 851,1

Bund 3) 371,1 ‐29,9 ‐14,0 ‐0,3 ‐15,5 341,3
Länder 3) 381,9 ‐14,4 ‐0,6 ‐13,8 367,5
Gemeinden 3) 134,7 ‐7,5 ‐0,3 ‐7,2 127,3
EU 47,2 0,0 0,0 0,3 ‐0,3 47,3
St.E.insgesamt 935,0 ‐51,7 ‐14,9 0,0 ‐36,8 883,3

1) ►

►

►

►

►

►

►

►

►

►

►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2021

2022

2023 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2019

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2020

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

2020

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Bekanntmachung über das Inkrafttreten der Artikel 3 und 4 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung 
vom 26. November 2019 (BGBl. 2019 I; Nr. 43, S. 1868); Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung vom 19. 
Dezember 2018 (BGBl. 2018 I, Nr. 49, S. 2696); Änderung des FAG

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2019

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2019

Abweichungen

Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 48, S. 2492)

Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 10. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 46, S. 2115)

Drittes Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie (Drittes Bürokratieentlastungsgesetz) vom 22. November 2019 
(BGBl. 2019 I, Nr. 42, S. 1746)

Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, 
Nr. 48, S. 2451)

Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen in den Jahren 2020 und 2021 vom 9. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, 
Nr. 46, S. 2051); Änderung des FAG

Erste Verordnung zur Änderung der Beitragssatzverordnung 2019 vom 2. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 44, S. 1998); Absenkung des Beitragssatzes zur ALV 
um 0,1 Prozentpunkte auf 2,4 % ab 2020 bis einsch. 2022

Abweichung 
insgesamt

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2019

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:

Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2020 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer‐Absenkungsverordnung 2020 ‐ 
LuftVStAbsenkV 2020) vom 29. November 2019 (BGbl. 2019 I, Nr. 45, S. 2033); gültig bis 31. März 2020; Verordnung zur Absenkung der Steuersätze ab 1. April 

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2019

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2020

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2024

Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und Entwicklung (Forschungszulagengesetz ‐ FZulG) vom 14. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 51, S. 2763) 

Gesetz zur Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge (GKV‐
Betriebsrentenfreibetragsgesetz – GKV – BRG) vom 21. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 52, S. 2913)

Fünftes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 6. März 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 11, S. 445)

Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuerrecht vom 21. Dezember 2019 (BGBl. 2019 I, Nr. 52, S. 2886)
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Ergebnisse der 158. Steuerschätzung 

Scholz: „Wir haben die Finanzen im Griff“ 
 
Die Ergebnisse der 158. Steuerschätzung zeigen, Deutschland ist trotz der 
Corona-Krise finanziell gut aufgestellt. Die Steuereinnahmen sind in 
diesem Jahr laut Prognose stabil im Vergleich zur Mai-Steuerschätzung. 
Mindereinnahmen im weiteren Prognosezeitraum (2021-2024) gegenüber 
der Mai-Steuerschätzung sind insbesondere auf die steuerlichen 
Entlastungen zurückzuführen und in diesem Sinne auch beabsichtigt, um 
die Liquidität von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen zu 
sichern. 
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz: „Die Bundesregierung tut alles, damit 
Deutschland gut durch und mit Schwung aus der Krise kommt. Das erfordert 
beispiellose Anstrengungen, die wir aber stemmen können. Die 
Steuerschätzung zeigt: Wir haben die Finanzen im Griff. Die Mindereinnahmen 
bewegen sich im erwarteten Rahmen. Die Pandemie ist leider noch nicht vorbei, 
wirtschaftlich könnte das Schlimmste aber erstmal hinter uns liegen.“ 
 
In diesem Jahr sind gegenüber der Mai-Schätzung laut Prognose 
insgesamt keine signifikanten Steuermindereinnahmen zu verzeichnen. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass in diesem Jahr für sich genommen bereits 
die befristete Mehrwertsteuersenkung zu Mindereinnahmen in Höhe von rund 
20 Mrd. Euro führt und der Kinderbonus zu Mindereinahmen in Höhe von rund 4 
Mrd. Euro. Beide Maßnahmen wurden nach der letzten Steuerschätzung 
umgesetzt und waren daher in der Mai-Steuerschätzung nicht berücksichtigt. Im 
gesamten Prognosezeitraum prägen die beispiellosen steuerlichen 

 

http://www.bundesfinanzministerium.de/


Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie die Entwicklung der Steuereinnahmen. 
 
Ergebnisse der Steuerschätzung im Detail 
 
Verglichen mit der Steuerschätzung vom Mai 2020 werden die 
gesamtstaatlichen Steuereinnahmen im Jahr 2020 um 0,1 Mrd. Euro niedriger 
ausfallen. Für den Bund ergeben sich dabei Mindereinnahmen von 9,2 Mrd. 
Euro. Demgegenüber verzeichnen die Länder und Gemeinden Mehreinnahmen 
von 9,3 Mrd. Euro bzw. 1,4 Mrd. Euro. 
 
Im nächsten Jahr kommt es im Vergleich zur Mai-Steuerschätzung zu 
deutlichen Mindereinnahmen, die im Wesentlichen durch die 
Steuerrechtsänderungen begründet sind. In den Jahren 2022 bis 2024 klingen 
die Wirkungen der Steuerrechtsänderungen auf das Steueraufkommen aus und 
können teilweise durch positive gesamtwirtschaftliche Effekte kompensiert 
werden. Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 
2021 um -19,6 Mrd. Euro (Bund: -10,6 Mrd. Euro), 2022 um -5,5 Mrd. Euro 
(Bund: -1,1 Mrd. Euro), 2023 um -4,4 Mrd. Euro (Bund: -1,2 Mrd. Euro) und 
2024 um 0,0 Mrd. Euro (Bund: +3,0 Mrd. Euro) angepasst. Die zu erwartenden 
Mehreinnahmen des Bundes im Jahr 2024 gehen dabei im Wesentlichen auf 
niedrigere EU-Abführungen zurück. 
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2020 bis 2024, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom Mai 2020 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2024 in 
Anlage 2 im Einzelnen dargestellt.  
 
Grundlagen der Steuerschätzung 
 
Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Interimsprojektion 2020 der Bundesregierung zugrunde gelegt, welche 
insbesondere auch die erwarteten Auswirkungen der Covid-19 Pandemie auf 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung abbildet. Die Bundesregierung erwartet 
hiernach für dieses Jahr einen überaus deutlichen Rückgang des realen 
Bruttoinlandsprodukts um -5,8 % und im kommenden Jahr 2021 einen Anstieg 
von +4,4 %. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr 
Veränderungsraten von -4,0 % für das Jahr 2020, +6,0 % für das Jahr 2021 
sowie von je +3,0 % für die Jahre 2022 bis 2024 projiziert.  

 
Eine für die Steuerschätzung relevante gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage sind die Bruttolöhne und -gehälter (BLG). Die BLG 
wurden im Rahmen der aktuellen Interimsprojektion 2020 gegenüber der 
Frühjahrsprojektion 2020 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2020 wird von 



einem Rückgang der Bruttolöhne und -gehälter von -1,2 % ausgegangen. Dies 
ist ein um 0,3 Prozentpunkte schwächerer Rückgang als in der 
Frühjahrsprojektion 2020 geschätzt. Für das Jahr 2021 wurde die Projektion von 
+4,1 % um 0,9 Prozentpunkte auf +3,2 % zurückgenommen. Für die Jahre ab 
2022 bis 2024 wird dagegen mit unveränderten jährlichen Wachstumsraten der 
BLG von +2,8 % gerechnet.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen (UVE) sind die zentrale 
Fortschreibungsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten und sind im 
aktuellen Jahr besonders betroffen. Für das Jahr 2020 wird mit einem kräftigen 
Rückgang der UVE um -8,3 % gerechnet, der allerdings ohne die 
verschiedenen Corona-Hilfen für Unternehmen noch deutlich stärker 
ausgefallen wäre. Im Jahr 2021 kann der diesjährige Rückgang mit einem 
Wachstum von +3,5 % voraussichtlich nur teilweise ausgeglichen werden. Für 
die Jahre 2022 bis 2024 wird folglich ein weiterer Aufholprozess mit einem 
jährlichen Zuwachs von + 3,6 % angenommen.  
 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom Mai 2020 waren folgende finanziellen 
Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen Regelungen zu berücksichtigen: 
• Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 

Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz) vom 19. Juni 2020 (BGBl. 2020 I 
Nr. 30, S. 1385) 

• Zweites Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur 
Bewältigung der Corona-Krise (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz) vom 29. 
Juni 2020 (BGBl. 2020 I Nr. 31, S. 1512) 

• Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspakets vom 14. Juli 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 35, S. 
1683); Artikel 5 Änderung des RegioG 

• Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Versicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen 
und für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen 
(Grundrentengesetz) vom 12. August 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 38, S. 1879) 

• Umsetzung der BFH-Rechtsprechung zur Steuerbefreiung nach § 6a 
GrEStG, Urteile vom 21.08.2019 II R 15/19 (II R 50/13), II R 16/19 (II R 
36/14), II R 19/19 (II R 63/14), II R 20/19 (II R 53/15) und II R 21/19 (II R 
56/15), ferner Urteile vom 22.08.2019 II R 17/19 (II R 58/14) und II R 18/19 
(II R 62/14) (BStBl. 2020 II, Nr. 10, S. 329 ff.) 
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Ergebnis der 158. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 8. bis 10. September 2020 in Berlin (Videokonferenz)

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 19

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2019 2020 2021 2022 2023 2024
1.  Bund    
    (Mrd. €) 329,1 275,3 295,2 313,9 331,0 344,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,1 ‐16,3 7,2 6,3 5,4 4,0
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 324,5 306,5 321,8 338,0 351,8 367,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 ‐5,5 5,0 5,0 4,1 4,4
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 114,8 103,5 113,0 116,3 121,4 127,6
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,2 ‐9,8 9,1 3,0 4,4 5,1
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 30,9 32,3 42,8 42,2 42,5 44,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,2 4,5 32,5 ‐1,3 0,5 3,6
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 799,3 717,7 772,9 810,5 846,7 883,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,0 ‐10,2 7,7 4,9 4,5 4,3

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung September 2020 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2020

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 19

Bund 3) 284,5 ‐9,2 ‐22,8 1,8 11,8 275,3
Länder 3) 297,2 9,3 ‐2,0 11,3 306,5
Gemeinden 3) 102,1 1,4 ‐0,8 2,2 103,5
EU 33,9 ‐1,6 0,0 ‐1,8 0,1 32,3
St.E.insgesamt 717,8 ‐0,1 ‐25,5 0,0 25,5 717,7

Bund 3) 305,8 ‐10,6 ‐7,8 ‐1,6 ‐1,2 295,2
Länder 3) 330,1 ‐8,3 ‐7,0 ‐1,3 321,8
Gemeinden 3) 115,4 ‐2,4 ‐1,5 ‐0,9 113,0
EU 41,1 1,7 0,0 1,6 0,0 42,8
St.E.insgesamt 792,5 ‐19,6 ‐16,3 0,0 ‐3,3 772,9

Bund 3) 315,0 ‐1,1 ‐1,7 0,7 ‐0,1 313,9
Länder 3) 340,2 ‐2,2 ‐1,9 ‐0,3 338,0
Gemeinden 3) 117,9 ‐1,5 ‐2,6 1,1 116,3
EU 42,9 ‐0,6 0,0 ‐0,7 0,0 42,2
St.E.insgesamt 816,0 ‐5,5 ‐6,2 0,0 0,7 810,5

Bund 3) 332,2 ‐1,2 ‐2,3 0,4 0,8 331,0
Länder 3) 353,5 ‐1,7 ‐2,5 0,8 351,8
Gemeinden 3) 122,5 ‐1,1 ‐2,5 1,4 121,4
EU 42,8 ‐0,3 0,0 ‐0,4 0,1 42,5
St.E.insgesamt 851,1 ‐4,4 ‐7,3 0,0 3,0 846,7

Bund 3) 341,3 3,0 ‐1,2 3,3 0,8 344,2
Länder 3) 367,5 ‐0,1 ‐1,4 1,3 367,4
Gemeinden 3) 127,3 0,4 ‐1,0 1,3 127,6
EU 47,3 ‐3,3 0,0 ‐3,3 0,1 44,0
St.E.insgesamt 883,3 0,0 ‐3,5 0,0 3,5 883,2

1) ►

►

►

►

►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen 
und für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen (Grundrentengesetz) vom 12. August 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 38, S. 1879)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
September 2020

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2024

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020

Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2020

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Zweites Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona‐Krise (Zweites Corona‐Steuerhilfegesetz) vom 29. Juni 2020 
(BGBl. 2020 I Nr. 31, S. 1512)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

Abweichungen

Umsetzung der BFH‐Rechtsprechung zur Steuerbefreiung nach § 6a GrEStG, Urteile vom 21.08.2019 II R 15/19 (II R 50/13), II R 16/19 (II R 36/14), II R 
19/19 (II R 63/14), II R 20/19 (II R 53/15) und II R 21/19 ( II R 56/15), ferner Urteile vom 22.08.2019 II R 17/19 (II R 58/14) und II R 18/19 (II R 62/14) 
(BStBl. 2020 II, Nr. 10, S. 329 ff.)

Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona‐Krise (Corona‐Steuerhilfegesetz) vom 19. Juni 2020 (BGBl. 2020 I Nr. 
30, S. 1385)  

BMF‐Schreiben vom 9. April 2020 IV C 5 ‐ S 2342/20/10009 :001 (Dok 2020/0337215 zur Abmilderung der zusätzlichen Belastungen durch die Corona‐
Krise für Arbeitnehmer; Steuerbefreiung für Beihilfen und Unterstützungen (BStBl. I 2020 Nr 7, S. 503)

Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des Konjunktur‐ und Krisenbewältigungspakets vom 14. Juli 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 35, S. 1683); 
Artikel 5 Änderung des RegioG

Abweichung 
insgesamt

2021

2022

2023 Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2020

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
September 2020

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020
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Ergebnisse der 159. Steuerschätzung 

Scholz: „Unsere Hilfspolitik wirkt, es geht wieder 
aufwärts“ 
 
Die Ergebnisse der 159. Steuerschätzung zeigen: Trotz zusätzlicher 
Maßnahmen zur Eindämmung von Neuinfektionen im November sind die 
Steuereinnahmen im Vergleich zur Interimsschätzung im September 
insgesamt stabil. Für dieses und die beiden kommenden Jahre entwickeln 
sich die Einnahmen aufgrund der vergleichsweise guten 
Wirtschaftsentwicklung sogar deutlich besser als noch im September 
erwartet. Die Zahlen dieser Steuerschätzung und die gute Entwicklung seit 
September sind ein Beleg dafür, dass die entschlossenen 
Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung greifen. 
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz: 
 
„Die Corona-Pandemie ist längst nicht überwunden. Wir müssen das 
Geschehen weiterhin aufmerksam beobachten. Und wenn es nötig werden 
sollte, werden wir schnell und entschlossen handeln. Die aktuelle 
Steuerschätzung zeigt, dass unsere bisherigen Entscheidungen richtig gewesen 
sind und es konjunkturell wieder aufwärtsgeht. Das ist eine gute Nachricht. 
Unsere Hilfspolitik wirkt und der Schutz der Gesundheit der Bürgerinnen und 
Bürger steht nicht im Widerspruch zum Wirtschaftsaufschwung. Die 
Bundesregierung ist fest entschlossen, Beschäftigte, Selbständige und 
Unternehmen weiter durch diese Krise zu begleiten und zu unterstützen. Diesen 
Kurs werde ich fortsetzen. All das kostet natürlich Geld, Nichtstun wäre aber um 
vieles teurer.“ 
 

 

http://www.bundesfinanzministerium.de/


 
 

 
Ergebnisse der Steuerschätzung im Detail: 
 
Verglichen mit der Steuerschätzung vom September 2020 werden die 
Steuereinnahmen insgesamt im Jahr 2020 um 10,6 Mrd. Euro höher ausfallen. 
Für den Bund ergeben sich dabei Mehreinnahmen von 3,4 Mrd. Euro und für die 
Länder von 5,3 Mrd. Euro. Die Einnahmen der Gemeinden steigen um 1,4 Mrd. 
Euro. 
 
Auch in den Jahren 2021 bis 2023 wird das Steueraufkommen insgesamt 
betrachtet über dem Schätzergebnis vom September 2020 liegen. Das Jahr 
2025 wurde erstmalig geschätzt. Die Auswirkungen auf die einzelnen 
staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. Der Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ hat seine Prognose für das Jahr 2021 um 3,4 Mrd. Euro 
(Bund: 1,7 Mrd. Euro), 2022 um 5,4 Mrd. Euro (Bund: 2,6 Mrd. Euro) und 2023 
um 0,6 Mrd. Euro (Bund: 0,6 Mrd. Euro) nach oben und 2024 um 4,2 Mrd. Euro 
(Bund: 1,6 Mrd. Euro) nach unten angepasst.  
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2020 bis 2025, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom September 2020 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen bis 2024 in Anlage 
2 im Einzelnen dargestellt.  
 
 
Grundlagen der Steuerschätzung: 
 
Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion 2020 der Bundesregierung zugrunde gelegt, welche 
insbesondere auch die erwarteten Auswirkungen der Covid-19 Pandemie auf 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung abbildet. Die Bundesregierung erwartet 
hiernach für dieses Jahr einen überaus deutlichen Rückgang des realen 
Bruttoinlandsprodukts um 5,5 % und im kommenden Jahr 2021 einen Anstieg 
von 4,4 %. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr 
Veränderungsraten von -3,8 % für das Jahr 2020, +6,0 % für das Jahr 2021 und 
+4,3 % für das Jahr 2022 sowie von je +2,6 % für die Jahre 2023 bis 2025 
projiziert.  
 
Eine für die Steuerschätzung relevante gesamtwirtschaftliche 
Bemessungsgrundlage sind die Bruttolöhne und -gehälter (BLG). Die BLG 
wurden im Rahmen der aktuellen Herbstprojektion 2020 gegenüber der 
Interimsprojektion vom September 2020 wie folgt angepasst: Für das Jahr 2020 
wird von einem Rückgang der Bruttolöhne und -gehälter von 1,6 % 
ausgegangen. Dies ist ein um 0,4 Prozentpunkte schwächerer Rückgang als in 
der Interimsprojektion 2020 geschätzt. Für das Jahr 2021 wurde die Projektion 
von +3,2 % um 0,3 Prozentpunkte auf +3,5 % und für das Jahr 2022 von +2,8 % 



 
 

auf +3,2 % angehoben. Für die Jahre ab 2023 bis 2025 wird dagegen mit 
unveränderten jährlichen Wachstumsraten der BLG von 2,8 % gerechnet.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen (UVE) sind die zentrale 
Fortschreibungsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten und sind im 
aktuellen Jahr besonders betroffen. Für das Jahr 2020 wird mit einem kräftigen 
Rückgang der UVE um 10,3 % gerechnet, der allerdings ohne die 
verschiedenen Corona-Hilfen für Unternehmen noch deutlich stärker 
ausgefallen wäre. Ab dem kommenden Jahr setzt auch hier eine Erholung ein 
mit projizierten Wachstumsraten von 8,7 % für 2021, 0,9 % für 2022 und einem 
jährlichen Zuwachs von 2,7 % für die Jahre 2023 bis 2025.  
 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom September 2020 waren die finanziellen 
Auswirkungen aus dem Siebten Gesetz zur Änderung des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 16. Oktober 2020 (BGBl. 2020 I Nr. 47; S. 
2184) sowie die Erhöhung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes zur 
GKV ab 1. Januar 2021 (BAnz AT 30.10.2020 B 5) zu berücksichtigen. 
 
Die 159. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ fand vom 10. bis 12. 
November 2020 als Videokonferenz statt. 
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Ergebnis der 159. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 10. bis 12. November 2020 in Berlin (Videokonferenz)

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 21

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025
1.  Bund    
    (Mrd. €) 329,1 278,7 296,9 316,6 331,6 342,7 353,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 2,1 ‐15,3 6,5 6,6 4,7 3,3 3,3
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 324,5 311,8 323,9 340,8 352,6 366,1 378,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,3 ‐3,9 3,9 5,2 3,5 3,8 3,3
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 114,8 104,9 112,7 116,3 120,7 126,3 131,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,2 ‐8,6 7,4 3,2 3,8 4,6 3,8
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 30,9 32,8 42,7 42,2 42,4 44,0 45,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 8,2 5,9 30,3 ‐1,0 0,5 3,6 3,0
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 799,3 728,3 776,2 816,0 847,3 879,0 908,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 3,0 ‐8,9 6,6 5,1 3,8 3,7 3,3

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2020 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung September 2020

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 21

Bund 3) 275,3 3,4 0,0 ‐0,4 3,8 278,7
Länder 3) 306,5 5,3 0,0 5,3 311,8
Gemeinden 3) 103,5 1,4 0,0 1,4 104,9
EU 32,3 0,4 0,0 0,4 0,0 32,8
St.E.insgesamt 717,7 10,6 0,0 0,0 10,6 728,3

Bund 3) 295,2 1,7 ‐0,3 0,1 1,8 296,9
Länder 3) 321,8 2,1 ‐0,2 2,3 323,9
Gemeinden 3) 113,0 ‐0,3 ‐0,1 ‐0,2 112,7
EU 42,8 ‐0,1 0,0 ‐0,1 0,0 42,7
St.E.insgesamt 772,9 3,4 ‐0,5 0,0 3,9 776,2

Bund 3) 313,9 2,6 ‐0,2 0,0 2,9 316,6
Länder 3) 338,0 2,8 ‐0,2 3,0 340,8
Gemeinden 3) 116,3 0,0 ‐0,1 0,1 116,3
EU 42,2 0,0 0,0 0,0 0,0 42,2
St.E.insgesamt 810,5 5,4 ‐0,6 0,0 6,0 816,0

Bund 3) 331,0 0,6 ‐0,2 0,0 0,7 331,6
Länder 3) 351,8 0,7 ‐0,2 0,9 352,6
Gemeinden 3) 121,4 ‐0,7 ‐0,1 ‐0,5 120,7
EU 42,5 0,0 0,0 0,0 0,0 42,4
St.E.insgesamt 846,7 0,6 ‐0,6 0,0 1,1 847,3

Bund 3) 344,2 ‐1,6 ‐0,2 0,0 ‐1,4 342,7
Länder 3) 367,4 ‐1,3 ‐0,2 ‐1,1 366,1
Gemeinden 3) 127,6 ‐1,3 ‐0,2 ‐1,1 126,3
EU 44,0 0,0 0,0 0,0 0,0 44,0
St.E.insgesamt 883,2 ‐4,2 ‐0,6 0,0 ‐3,6 879,0

1) ►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2021

2022

2023
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
September 2020

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2020

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

2020

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Bekanntmachung des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a Absatz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für das Jahr 2021 vom 21. Oktober 
2020 (BAnz AT 30.10.2020 B 5)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020

Abweichungen

Siebtes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vom 16. Oktober 2020 (BGBl. 2020 I Nr. 47; S. 2184)

Abweichung 
insgesamt

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
September 2020

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2020

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2024
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Ergebnisse der 160. Steuerschätzung 

 

Scholz: „Wir sind auf Kurs und können durchstarten“ 
 

 

 

 

Die Ergebnisse der 160. Steuerschätzung zeigen: Die Steuereinnahmen bis 
einschließlich 2025 liegen in der Summe im Vergleich zur Schätzung im 
November 2020 höher. Und dies, obwohl der Staat aufgrund zielgerichteter 
steuerlicher Maßnahmen, auch zur Bewältigung der Folgen der Pandemie, 
zusätzlich auf Steuereinnahmen in Höhe von insgesamt 83 Mrd. Euro im 
Zeitraum 2021 bis 2025 verzichtet. Diese Mindereinnahmen können durch 
die positive Wirtschaftsentwicklung und die damit verbundenen 
konjunkturbedingten Mehreinnahmen mehr als ausgeglichen werden. All 
das zeigt, dass die entschlossene Hilfspolitik der Regierung wirkt.   
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz: „Klotzen statt kleckern war richtig, unsere 
entschlossene Hilfspolitik wirkt. Deutschland steht gut da und hat seine 
Finanzen im Griff. Wir sind vergleichsweise gut durch die Pandemie gekommen, 
die Wirtschaft wächst, die Steuereinnahmen steigen und die Schulden sind im 
internationalen Vergleich niedrig. Wir sind auf Kurs und können durchstarten. 
So ein Erfolg fällt nicht vom Himmel. Er ist das Ergebnis einer gestaltenden 
Politik, einer Politik, die zupackt statt zuzuschauen. Diese Politik zahlt sich jetzt 
aus.“ 
 
Nach der aktuellen Schätzung liegen die Steuereinnahmen von 2021 bis 
einschließlich 2025 im Vergleich zu den Annahmen aus November 2020 in der 
Summe um 10 Mrd. Euro höher. Grund hierfür ist die positive wirtschaftliche 
Entwicklung. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr 
Veränderungsraten von +5,3 % für das Jahr 2021, +5,2 % für das Jahr 2022 
sowie von je +2,6 % für die Jahre 2023 bis 2025 projiziert. 
 

    

http://www.bundesfinanzministerium.de/


Verglichen mit der Steuerschätzung vom November 2020 werden die Steuer-
einnahmen insgesamt im Jahr 2021 um 2,7 Mrd. Euro niedriger ausfallen. Für 
den Bund ergeben sich dabei Mindereinnahmen von 3,2 Mrd. Euro und für die 
Gemeinden von 0,2 Mrd. Euro. Die Einnahmen der Länder fallen voraussichtlich 
um 0,7 Mrd. Euro höher aus. 
 
Während das Steueraufkommen insgesamt betrachtet auch im Jahr 2022 
niedriger als noch im November 2020 geschätzt ausfallen dürfte, wird das 
Steueraufkommen in den Jahren 2023 bis 2025 gemäß der Mai-
Steuerschätzung über dem Schätzergebnis vom November 2020 liegen. Die 
Auswirkungen auf die einzelnen staatlichen Ebenen sind dabei unterschiedlich. 
Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ hat seine Prognose gegenüber der 
November-Schätzung für das Jahr 2021 um -2,7 Mrd. Euro (Bund: -3,2 Mrd. 
Euro), für 2022 um -3,9 Mrd. Euro (Bund: -2,0 Mrd. Euro), für 2023 um +1,1 
Mrd. Euro (Bund: -0,7 Mrd. Euro), für 2024 um +6,4 Mrd. Euro (Bund: +1,6 Mrd. 
Euro) und für 2025 um +9,1 Mrd. Euro (Bund: +2,3 Mrd. Euro) angepasst.  
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2021 bis 2025, differenziert 
nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU, sind in Anlage 1 zusammengefasst. 
Um einen Vergleich mit der letzten Steuerschätzung vom November 2020 zu 
ermöglichen, sind die Abweichungen zu diesen Schätzungen in Anlage 2 im 
Einzelnen dargestellt.  
 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2021 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die Bundes-
regierung erwartet hiernach für dieses Jahr einen deutlichen Anstieg des realen 
Bruttoinlandsprodukts um 3,5 % und im kommenden Jahr 2022 einen Anstieg 
um weitere 3,6 %. Für das nominale Bruttoinlandsprodukt werden nunmehr 
Veränderungsraten von +5,3 % für das Jahr 2021, +5,2 % für das Jahr 2022 
sowie von je +2,6 % für die Jahre 2023 bis 2025 projiziert.  
 
Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen (UVE) sind die zentrale Fort-
schreibungsgröße für die gewinnabhängigen Steuerarten. Für das Jahr 2021 
wird mit einem kräftigen Anstieg der UVE um 12,9 % gerechnet. Ab dem 
kommenden Jahr setzt sich die Erholung fort mit projizierten Wachstumsraten 
von 5,4 % für 2022 und 2,8 % p.a. für die Jahre 2023 bis 2025.  
 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. Gegenüber der 
vorangegangenen Schätzung vom November 2020 wurden folgende finanzielle 
Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen Regelungen zu berücksichtigt: 
• Zweites Gesetz zur steuerlichen Entlastung von Familien sowie zur 

Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (Zweites 
Familienentlastungsgesetz – 2. FamEntlastG) vom 1. Dezember 2020 
(BGBl. 2020 I Nr. 58, S. 2616)  



• Gesetz zur Anpassung der Ergänzungszuweisungen des Bundes nach § 11 
Absatz 4 des Finanzausgleichsgesetzes und zur Beteiligung des Bundes an 
den flüchtlingsbezogenen Kosten der Länder vom 3. Dezember 2020 (BGBl. 
2020 I Nr. 59, S. 2657) 

• Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen vom 9. Dezember 2020 (BGBl. 2020 I Nr. 
61, S. 2770) 

• Jahressteuergesetz 2020 (Jahressteuergesetz 2020 - JStG 2020) vom 21. 
Dezember 2020 (BGBl. 2020 I, Nr. 65, S. 3096) 

• Drittes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur 
Bewältigung der Corona-Krise (Drittes Corona-Steuerhilfegesetz) vom 10. 
März 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 10, S. 330) 

• BMF-Schreiben vom 26. Februar 2021 Az. IV C 3 – S 2190/21/10002 :013 
(DOK 2021/0231247) zur Nutzungsdauer von Computerhardware und 
Software zur Dateneingabe und -verarbeitung (BStBl. I 2021, S. 298) 

 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 

 Kontakt   

 

 

 

  

Pressereferat 
Wilhelmstraße 97  
10117 Berlin 
 
Telefon: + 49 (0) 30 18 682-4291 
E-Mail: presse@bmf.bund.de 
Web: www.bundesfinanzministerium.de 

 

 

 

 

 
 

mailto:presse@bmf.bund.de
http://www.bundesfinanzministerium.de/


Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2021 vom Ergebnis der Steuerschätzung 
November 2020

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 16/2021

Bund 3) 296,9 ‐3,2 ‐6,7 0,0 3,6 293,8
Länder 3) 323,9 0,7 ‐4,9 5,5 324,6
Gemeinden 3) 112,7 ‐0,2 ‐2,2 2,0 112,5
EU 42,7 0,0 0,0 0,0 0,0 42,7
St.E.insgesamt 776,2 ‐2,7 ‐13,8 0,0 11,1 773,5

Bund 3) 316,6 ‐2,0 ‐9,1 0,3 6,9 314,6
Länder 3) 340,8 ‐1,3 ‐8,4 7,0 339,5
Gemeinden 3) 116,3 ‐0,4 ‐4,1 3,7 116,0
EU 42,2 ‐0,2 0,0 ‐0,3 0,0 42,0
St.E.insgesamt 816,0 ‐3,9 ‐21,6 0,0 17,7 812,1

Bund 3) 331,6 ‐0,7 ‐7,5 0,2 6,5 330,9
Länder 3) 352,6 ‐0,2 ‐7,0 6,7 352,4
Gemeinden 3) 120,7 2,2 ‐3,8 6,0 122,9
EU 42,4 ‐0,2 0,0 ‐0,2 0,1 42,3
St.E.insgesamt 847,3 1,1 ‐18,2 0,0 19,3 848,4

Bund 3) 342,7 1,6 ‐6,5 0,6 7,5 344,2
Länder 3) 366,1 1,8 ‐6,1 7,9 367,9
Gemeinden 3) 126,3 3,5 ‐2,9 6,4 129,8
EU 44,0 ‐0,5 0,0 ‐0,6 0,1 43,5
St.E.insgesamt 879,0 6,4 ‐15,5 0,0 21,9 885,4

Bund 3) 353,8 2,3 ‐6,1 0,3 8,1 356,2
Länder 3) 378,2 2,8 ‐5,7 8,5 381,0
Gemeinden 3) 131,1 4,2 ‐2,1 6,4 135,3
EU 45,3 ‐0,2 0,0 ‐0,3 0,0 45,1
St.E.insgesamt 908,4 9,1 ‐13,8 0,0 23,0 917,5

1) ►

►

►

►

►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2022

2023

2024
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2020

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2021

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

2021

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Gesetz zur Anpassung der Ergänzungszuweisungen des Bundes nach § 11 Absatz 4 des Finanzausgleichsgesetzes und zur Beteiligung des Bundes an den 
flüchtlingsbezogenen Kosten der Länder vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I Nr. 59, S. 2657)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

Abweichungen

BMF‐Schreiben vom 26. Februar 2021 Az. IV C 3 – S 2190/21/10002 :013 (DOK 2021/0231247) zur Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur 
Dateneingabe und ‐verarbeitung (verfügbar auf Homepage BMF seit dem 26.02.2021; Veröffentlichung im BStBl. I geplant)

Zweites Gesetz zur steuerlichen Entlastung von Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (Zweites Familienentlastungsgesetz – 2. 
l ) b ( l )

Drittes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona‐Krise (Drittes Corona‐Steuerhilfegesetz) vom 10. März 2021 (BGBl. 
2021 I Nr. 10, S. 330)

Gesetz zur Erhöhung der Behinderten‐Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen vom 9. Dezember 2020 (BGBl. 2020 I Nr. 61, S. 
2770)

Abweichung 
insgesamt

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:

Jahressteuergesetz 2020 (Jahressteuergesetz 2020 ‐ JStG 2020) vom 21. Dezember 2020 (BGBl. 2020 I, Nr 65, S. 3096)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2020

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2021

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2025



Ergebnis der 160. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 10. bis 12. Mai 2021 in Videokonferenz

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 16/2021

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2020 2021 2022 2023 2024 2025
1.  Bund    
    (Mrd. €) 283,1 293,8 314,6 330,9 344,2 356,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐14,0 3,8 7,1 5,2 4,0 3,5
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 316,3 324,6 339,5 352,4 367,9 381,0
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐2,5 2,6 4,6 3,8 4,4 3,6
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 107,5 112,5 116,0 122,9 129,8 135,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐6,4 4,7 3,1 6,0 5,6 4,3
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 32,8 42,7 42,0 42,3 43,5 45,1
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,0 30,1 ‐1,5 0,5 2,9 3,7
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 739,7 773,5 812,1 848,4 885,4 917,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐7,5 4,6 5,0 4,5 4,4 3,6

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



 

Pressemitteilung 

Nr.: 24/2021 
Finanzpolitik 

11.11.2021 
Ergebnisse der 161. Steuerschätzung 

Scholz: „Steuerschätzung bestätigt unseren Kurs und 
macht Mut für die Zukunft“

Die Ergebnisse der 161. Steuerschätzung zeigen: Die entschlossene 
Hilfspolitik der Bundesregierung zur Bewältigung der Folgen der 
Pandemie wirkt, gerade die Ertragsteuern fallen höher aus als bisher 
erwartet. Die Steuereinnahmen bis einschließlich 2025 liegen im Vergleich 
zur Schätzung im Mai 2021 durchschnittlich jährlich um gut 35 Mrd. Euro 
und damit insgesamt um knapp 180 Mrd. Euro höher. Davon profitieren 
alle staatlichen Ebenen, Bund, Länder und Gemeinden.  

Bundesfinanzminister Olaf Scholz: „Diese Steuerschätzung bestätigt unseren 
Kurs und macht Mut für die Zukunft. Trotz Corona-Krise ist Deutschland 
finanziell gut aufgestellt. Sie zeigt: Die Hilfspolitik war goldrichtig. Mit unserem 
entschlossenen Vorgehen haben wir hunderttausende Unternehmen und 
Millionen von Arbeitsplätzen gerettet. Dieser Einsatz rechnet sich, die Wirtschaft 
läuft stabil und die Steuereinnahmen wachsen wieder – und zwar schneller als 
erwartet. Mit Rekordinvestitionen in Digitalisierung, Forschung und Klimaschutz 
wollen wir den Trend weiter stützen. Die nächste Bundesregierung kann auf 
einer soliden Haushalts- und Finanzpolitik aufbauen.“ 

Ergebnisse der Steuerschätzung 

Auf Basis der unten aufgeführten Annahmen werden die Steuereinnahmen 
insgesamt in allen Schätzjahren deutlich höher ausfallen als noch in der 
Steuerschätzung vom Mai 2021 prognostiziert. Für das Jahr 2026 wurde 
erstmalig eine Schätzung vorgenommen. 

http://www.bundesfinanzministerium.de/


Die finanziellen Auswirkungen der Steuerrechtsänderungen seit der Schätzung 
vom Mai 2021 erklären einen sehr geringen Anteil der Abweichungen. Die 
Differenz zum Ergebnis der Mai-Steuerschätzung resultiert nahezu vollständig 
aus Schätzabweichungen aufgrund einer deutlich verbesserten Ausgangsbasis 
angesichts nach oben revidierter relevanter makroökonomischer Kenngrößen 
und gut laufender Steuereinnahmen im Jahr 2021 sowie der besseren 
Aussichten bzgl. der weiteren gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2021 bis 2026 werden in 
Anlage 1 differenziert nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU aufgeführt. 
Anlage 2 stellt die Abweichungen zwischen den Ergebnissen der aktuellen 
Steuerschätzung und der letzten Steuerschätzung vom Mai 2021 dar. Die 
gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom Mai 2021 neu zu 
berücksichtigenden finanziellen Auswirkungen aus Gesetzen und sonstigen 
Regelungen sind in der Fußnote 1 zu Anlage 2 dargestellt. 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion 2021 der Bundesregierung zugrunde gelegt. Die 
Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr insbesondere aufgrund der 
länger als erwartet andauernden Lieferengpässe einen mit 2,6 % etwas 
geringeren Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts als noch in der 
Frühjahrsprojektion 2021. Aufgrund der durch das Statistische Bundesamt im 
Sommer 2021 vorgenommenen (Aufwärts-)Revision relevanter Größen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für die vergangenen Jahre liegt das 
reale Bruttoinlandsprodukt in diesem Jahr aber trotz der jetzt projizierten 
niedrigeren Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts ungefähr auf dem Niveau 
der Frühjahrsprojektion. Angesichts der hohen Auftragsbestände in der Industrie 
und daraus resultierender Impulse ist im Jahr 2022 mit einem deutlichen 
Zuwachs des realen Bruttoinlandsprodukts um 4,1 % zu rechnen. Im Jahr 2023 
dürfte das Bruttoinlandsprodukt mit 1,6 % wieder moderater zulegen. 
Mittelfristig, d.h. in den Jahren 2024 bis 2026, dürfte das jahresdurchschnittliche 
Wachstum bei 0,8 % liegen. Für die Steuerschätzung ist die Entwicklung der 
nominalen Größen, insbes. der Bruttolöhne und -gehälter als 
gesamtwirtschaftliche Bemessungsgrundlage sowie der Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen als zentrale Fortschreibungsgröße für die 
gewinnabhängigen Steuerarten relevant. Aufgrund der o.g. Revision setzen 
diese Größen alle auf einem höheren Ausgangsniveau als in der Mai-
Steuerschätzung 2021 auf: 



Entwicklung nominaler Kenngrößen im Schätzzeitraum (Veränderung in % ggü. 
Vorjahr) 

2021 2022 2023 2024 2025 2026 
Bruttoinlandsprodukt +5,6 +6,4 +3,3 +2,6 +2,6 +2,6
Bruttolöhne u. -gehälter +3,6 +4,6 +3,2 +2,6 +2,6 +2,6
Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen 

+14,3 +8,4 +3,5 +2,5 +2,9 +2,9

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. 
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Ergebnis der 161. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 9. bis 11. November 2021 in Berlin / Videokonferenz

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 24

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026
1. Bund
    (Mrd. €) 283,1 305,4 328,4 345,5 359,5 372,4 385,5
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐14,0 7,9 7,5 5,2 4,0 3,6 3,5

2. Länder
(Mrd. €) 316,3 347,1 356,4 367,9 383,1 396,7 411,0

Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐2,5 9,7 2,7 3,2 4,1 3,6 3,6

3. Gemeinden
(Mrd. €) 107,5 120,5 122,5 127,1 133,7 140,3 145,6
Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐6,4 12,2 1,6 3,7 5,3 4,9 3,8

4. EU
(Mrd. €) 32,8 38,9 41,6 41,6 42,8 44,3 45,4
Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 6,0 18,5 7,1 0,0 2,8 3,6 2,4

5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 739,7 812,0 848,9 882,1 919,0 953,8 987,5
Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) ‐7,5 9,8 4,5 3,9 4,2 3,8 3,5

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2021 vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2021
(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 24

Bund 3) 293,8 11,7 ‐5,8 3,7 13,8 305,4
Länder 3) 324,6 22,5 5,2 17,4 347,1
Gemeinden 3) 112,5 8,1 0,4 7,7 120,5
EU 42,7 ‐3,8 0,0 ‐3,7 ‐0,1 38,9
St.E.insgesamt 773,5 38,5 ‐0,2 0,0 38,7 812,0

Bund 3) 314,6 13,8 0,6 0,5 12,6 328,4
Länder 3) 339,5 17,0 0,4 16,6 356,4
Gemeinden 3) 116,0 6,5 ‐0,5 7,0 122,5
EU 42,0 ‐0,4 0,0 ‐0,5 0,1 41,6
St.E.insgesamt 812,1 36,8 0,5 0,0 36,3 848,9

Bund 3) 330,9 14,7 1,4 0,7 12,5 345,5
Länder 3) 352,4 15,6 ‐0,1 15,7 367,9
Gemeinden 3) 122,9 4,1 ‐0,7 4,8 127,1
EU 42,3 ‐0,6 0,0 ‐0,7 0,1 41,6
St.E.insgesamt 848,4 33,8 0,6 0,0 33,1 882,1

Bund 3) 344,2 15,2 1,9 0,8 12,5 359,5
Länder 3) 367,9 15,2 ‐0,6 15,8 383,1
Gemeinden 3) 129,8 3,9 ‐0,7 4,6 133,7
EU 43,5 ‐0,7 0,0 ‐0,8 0,1 42,8
St.E.insgesamt 885,4 33,6 0,6 0,0 33,1 919,0

Bund 3) 356,2 16,3 2,8 0,8 12,7 372,4
Länder 3) 381,0 15,7 ‐0,7 16,4 396,7
Gemeinden 3) 135,3 5,0 ‐0,7 5,7 140,3
EU 45,1 ‐0,7 0,0 ‐0,8 0,1 44,3
St.E.insgesamt 917,5 36,3 1,4 0,0 34,8 953,8

1) ►

►

►

►

►

►

►

►

►

►

►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2022

2023

2024 Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2021

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

2021

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Gesetz zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschland und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1160 zur Änderung der Richtlinien 2009/65/EG und 
2011/61/EU im Hinblick auf den grenzüberschreitenden Vertrieb von Organismen für gemeinsame Anlagen (Fondsstandortgesetz – FoStoG) vom 3. Juni 
2021 (BGBl. 2021 I Nr. 30, S. 1498) 

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

Abweichungen

Sechstes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 46, S. 3011)

Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz – GVWG) vom 11. Juli 2021 (BGBl. 2021 I 
Nr. 44, S. 2754); hier: Artikel 2 Nr. 14 Erhöhung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung für Kinderlose ab 01.01.2022 von 0,25 Prozentpunkten auf 0,35 
Prozentpunkte

Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der Bescheinigung von Kapitalertragsteuer 
(Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz – AbzStEntModG) vom 2. Juni 2021 (BGBl.2021 I Nr. 28, S. 1259)

Gesetz zur erleichterten Umsetzung der Reform der Grundsteuer und Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (Grundsteuerreform‐
Umsetzungsgesetz – GrStRefUG) vom 16. Juli 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 46, S. 2931); Artikel 4 Änderung des FAG

Gesetz zur Änderung des Rennwett‐ und Lotteriegesetzes und der Ausführungsbestimmungen zum Rennwett‐ und Lotteriegesetz vom 25. Juni 2021 
(BGBl. 2021 I Nr. 37, S. 2065)

Gesetz zur Umsetzung der Anti‐Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD‐Umsetzungsgesetz – ATADUmsG) vom 25. Juni 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 37, S. 2035)

Abweichung 
insgesamt

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:

Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts vom 25. Juni 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 37, S. 2050)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2021

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2021

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2025

Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteuerrechts (Tabaksteuermodernisierungsgesetz – TabStMoG) vom 10. August 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 53, S. 3411)

Gesetz zur ganztägigen Förderung von Kindern im Grundschulalter (Ganztagsförderungsgesetz – GaFöG) vom 2. Oktober 2021 (BGBl. 2021 I Nr. 71, S. 
4602); Artikel 4 Änderung des FAG

BMF‐Schreiben vom 17. September 2021, Az. IV A 3 ‐ S 0338/19/10004 :005 (Dok 2021/0957238) zur Festsetzung von Zinsen nach §§ 233a bis 237 in 
Verbindung mit § 238 Absatz 1 Satz 1 AO; Vorläufige Festsetzung (§ 165 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 AO) und Aussetzung der Festsetzung von 
Nachzahlungs‐ und Erstattungszinsen nach § 233a AO für Verzinsungszeiträume ab dem 1. Januar 2019 (§ 165 Absatz 1 Satz 4 in Verbindung mit Satz 2 
Nummer 2 AO); Aussetzung der Vollziehung und Ruhen von Rechtsbehelfsverfahren; hier: Aussetzung der Festsetzung von Zinsen nach § 233a AO für 
Verzinsungszeiträume ab dem 1.1.2019

Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen 
Starkregenfällen und Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze (Aufbauhilfegesetz 2021 – AufbhG 2021) vom 10. September 2021 
(BGBl. 2021 I Nr. 63, S. 4147); Artikel 2 Änderung des FAG
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Nr.: 15/2022 
Finanzpolitik 

12.05.2022 
Ergebnisse der 162. Steuerschätzung 
Lindner: “Steuerschätzung ist Momentaufnahme in Zeiten 
hoher Unsicherheit“ 

Den Ergebnissen der 162. Steuerschätzung zufolge entwickeln sich die 
Steuereinnahmen für Bund, Länder und Kommunen besser als noch in der 
November-Schätzung erwartet. Die Fortsetzung der Erholung am Arbeitsmarkt 
sowie die im Vergleich zum Vorjahr deutlich geringere Kurzarbeit schlagen sich 
in den Lohnsteuereinnahmen nieder. Zugleich ist die aktuelle Prognose jedoch 
im aktuellen Umfeld durch hohe wirtschaftliche Unsicherheit geprägt. Zudem 
wurden die umfangreichen Entlastungsmaßnahmen der Bundesregierung in der 
Schätzung nicht berücksichtigt. Die Steuereinnahmen bis einschließlich 2026 
liegen im Vergleich zur Schätzung im November 2021 durchschnittlich jährlich 
um rund 44 Mrd. Euro höher.  

Bundesfinanzminister Christian Lindner: „Die aktuelle Steuerschätzung 
kommt in einer Phase hoher Unsicherheit. Die wirtschaftlichen Folgen des 
russischen Angriffskrieges sind nach wie vor nicht absehbar. Energie und 
Rohstoffe haben sich seit Kriegsbeginn noch einmal drastisch verteuert. Die 
Entwicklung der Zinsausgaben ist ungewiss. Außerdem spüren wir nach wie vor 
die Auswirkungen der Pandemie. Die aktuelle Steuerschätzung kann daher nur 
eine Momentaufnahme sein. In einer solchen Situation gilt es, die richtigen 
Prioritäten zu setzen. Dies tun wir, indem wir Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen entlasten. Der überwiegende Teil der Mehreinnahmen wird an die 
Menschen zurückgegeben. Die Steuerschätzung konnte diese Entlastungen 
nicht berücksichtigen. Es gibt jedenfalls keinen Anlass und auch keinen 
Spielraum für neue Ausgabenprogramme. Klar ist auch: An Mehreinnahmen, 
die sich aus der gestiegenen Inflation ergeben, darf der Staat sich nicht 
bereichern. Daher werde ich im Herbst einen Vorschlag vorlegen, um die 
Wirkungen der kalten Progression auszugleichen.“ 



Ergebnisse der Steuerschätzung 
Auf Basis der unten aufgeführten Annahmen werden die Steuereinnahmen 
insgesamt in allen Schätzjahren höher ausfallen als noch in der 
Steuerschätzung vom November 2021 prognostiziert.  

Die Differenz zum Ergebnis der November-Steuerschätzung resultiert nahezu 
vollständig aus Schätzabweichungen. Diese ergeben sich aus einer deutlich 
verbesserten Ausgangsbasis bei den Steuereinnahmen im Jahr 2021 und der 
guten Entwicklung der Steuereinnahmen im ersten Quartal 2022. Aus der 
projizierten Entwicklung der einschlägigen gesamtwirtschaftlichen Eckwerte und 
Bemessungsgrundlagen sind vor allem für die nächsten Jahre höhere 
Steuereinnahmen zu erwarten als im November 2021 prognostiziert. 
Die finanziellen Auswirkungen der gegenüber der Schätzung vom November 
2021 neu einbezogenen Steuerrechtsänderungen, die wie üblich nur die bereits 
ratifizierten Gesetze enthalten, erklären dagegen nur einen sehr geringen Anteil 
der Abweichungen. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass die vom 
Bundeskabinett beschlossenen umfangreichen steuerlichen 
Entlastungsmaßnahmen, die sich noch im Gesetzgebungsverfahren befinden, 
die Steuereinnahmen, insbesondere in diesem Jahr, deutlich gegenüber den 
vorgelegten Ergebnissen mindern werden. Dies gilt auch für die Folgejahre. Die 
dadurch verursachten Steuermindereinnahmen werden in diesem Jahr 
größtenteils beim Bund anfallen. In der Haushaltsplanung finden diese 
Maßnahmen im Rahmen der Vorsorge Berücksichtigung. 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2022 bis 2026 werden in 
Anlage 1 differenziert nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU aufgeführt. 
Anlage 2 stellt die Abweichungen zwischen den Ergebnissen der aktuellen 
Steuerschätzung und der letzten Steuerschätzung vom November 2021 dar. Die 
gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom November 2021 neu 
berücksichtigten Gesetze und sonstigen Regelungen sind in der Fußnote 1 zu 
Anlage 2 dargestellt. 

Grundlagen der Steuerschätzung 

Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Frühjahrsprojektion 2022 der Bundesregierung zugrunde (s. Tabelle 1). Die 
Bundesregierung erwartet hiernach für dieses Jahr, insbesondere aufgrund des 
Kriegs in der Ukraine und seiner wirtschaftlichen Folgen, einen merklich 
geringeren Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts als noch in der 
Herbstprojektion 2021, die der Steuerschätzung im November zugrunde lag, 
unterstellt. Gleichzeitig fiel das BIP-Wachstum im letzten Jahr etwas stärker aus 
als in der Herbstprojektion erwartet. Damit wird auf einem höheren 
Ausgangsniveau als in der November-Steuerschätzung aufgesetzt. Zudem wird 
die Preisentwicklung deutlich stärker ausfallen als in der Herbstprojektion 
angenommen. Beide Effekte führen dazu, dass das für 2022 erwartete Niveau 



des nominalen Bruttoinlandsprodukts – welches für die Steuerschätzung 
besonders relevant ist – damit ungefähr demjenigen entspricht, welches bei der 
letzten Schätzung unterstellt wurde. Dabei wird der private Konsum 
wesentlicher Treiber der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sein, gestützt auch 
durch eine fortgesetzt positive Arbeitsmarktentwicklung. Für das nächste Jahr 
wird dann ein deutlich kräftigerer Zuwachs der Wirtschaftsleistung erwartet als 
im Herbst prognostiziert, v.a. da positive Impulse aus der Industrie aufgrund des 
Krieges und pandemiebedingter Lieferengpässe später erfolgen dürften als 
damals unterstellt. In den Jahren 2024 bis 2026 wird in der Frühjahrsprojektion 
von einer ähnlichen Dynamik ausgegangen wie in der Herbstprojektion. 
Insgesamt ergibt sich für die Jahre ab 2023 ein Niveau der für die 
Steuerschätzung relevanten gesamtwirtschaftlichen Bemessungsgrundlagen 
und Fortschreibungsgrößen, wie insbesondere der Bruttolöhne und -gehälter 
sowie der Unternehmens- und Vermögenseinkommen, oberhalb der Annahmen 
aus der November-Schätzung. 

Tabelle 1: Entwicklung nominaler Kenngrößen im Schätzzeitraum 

Veränderung gegenüber Vorjahr 
in Prozent 

2022 2023 2024 2025 2026 

Bruttoinlandsprodukt +6,3 +5,2 +2,6 +2,6 +2,6

Bruttolöhne u. -gehälter +5,3 +4,0 +2,6 +2,6 +2,6

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen 

+4,5 +7,8 +3,0 +2,6 +3,0

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. In die 
Steuerschätzung wurden daher die fiskalischen Auswirkungen der vom 
Bundeskabinett beschlossenen umfangreichen steuerlichen 
Entlastungsmaßnahmen, die sich noch im Gesetzgebungsverfahren befinden, 
nicht einbezogen (Viertes Corona-Steuerhilfegesetz, Zweites Gesetz zur 
Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung, Steuerentlastungsgesetz 2022, 
Energiesteuersenkungsgesetz, Siebtes Gesetz zur Änderung des 
Regionalisierungsgesetzes, Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz; s. 
Tabelle 2). 

Diese Maßnahmen werden in der Haushaltsplanung im Rahmen der Vorsorge 
berücksichtigt. 

Tabelle 2: Gegenwärtige Schätzung der fiskalischen Auswirkungen der nicht 
einbezogenen laufenden Gesetzgebungsvorhaben 



in Mrd. Euro 2022 2023 2024 2025 2026 
Bund -16,71 -2,84 -4,06 -2,86 -1,87
Länder -2,1 -3,72 -2,90 -2,75 -1,84
Gemeinden -3,11 -1,87 -2,40 -1,66 -0,41
Steuereinnahmen 
insgesamt -21,92 -8,43 -9,36 -7,27 -4,12

Daneben sind weitere Gesetzgebungsvorhaben in Planung, die voraussichtlich 
das Aufkommen der Steuereinnahmen zusätzlich verringern werden und für die 
im Bundeshaushalt ebenfalls entsprechend Vorsorge getroffen werden muss.  

Kontakt 
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10117 Berlin 

Telefon: + 49 (0) 30 18 682-4291 
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Web: www.bundesfinanzministerium.de
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Ergebnis der 162. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 10. bis 12. Mai 2022 in Berlin / Video

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 15

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2021 2022 2023 2024 2025 2026
1. Bund
    (Mrd. €) 313,7 345,2 365,2 378,7 391,1 404,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 10,8 10,1 5,8 3,7 3,3 3,4

2. Länder
(Mrd. €) 355,1 375,1 388,4 402,9 415,7 429,9

Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,3 5,6 3,6 3,7 3,2 3,4

3. Gemeinden
(Mrd. €) 126,2 127,4 133,1 140,1 146,3 151,8
Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 17,4 0,9 4,4 5,3 4,5 3,7

4. EU
(Mrd. €) 38,2 41,6 41,8 43,0 44,6 45,7
Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 16,5 8,9 0,5 2,8 3,7 2,4

5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 833,2 889,3 928,4 964,7 997,8 1.031,7
Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,6 6,7 4,4 3,9 3,4 3,4

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich.
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten.
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2022 vom Ergebnis der Steuerschätzung 
November 2021

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 15

Bund 3) 328,4 16,9 ‐0,1 0,7 16,2 345,2
Länder 3) 356,4 18,6 ‐0,1 18,7 375,1
Gemeinden 3) 122,5 4,9 0,0 4,9 127,4
EU 41,6 0,0 0,0 ‐0,7 0,8 41,6
St.E.insgesamt 848,9 40,4 ‐0,1 0,0 40,6 889,3

Bund 3) 345,5 19,7 0,0 0,7 19,0 365,2
Länder 3) 367,9 20,4 0,1 20,3 388,4
Gemeinden 3) 127,1 6,0 0,0 6,0 133,1
EU 41,6 0,2 0,0 ‐0,7 0,9 41,8
St.E.insgesamt 882,1 46,3 0,2 0,0 46,1 928,4

Bund 3) 359,5 19,3 0,0 0,7 18,5 378,7
Länder 3) 383,1 19,8 0,1 19,7 402,9
Gemeinden 3) 133,7 6,3 0,0 6,3 140,1
EU 42,8 0,2 0,0 ‐0,7 0,9 43,0
St.E.insgesamt 919,0 45,6 0,2 0,0 45,5 964,7

Bund 3) 372,4 18,7 0,0 0,8 17,9 391,1
Länder 3) 396,7 19,0 0,2 18,9 415,7
Gemeinden 3) 140,3 6,0 0,0 6,0 146,3
EU 44,3 0,3 0,0 ‐0,8 1,0 44,6
St.E.insgesamt 953,8 44,0 0,2 0,0 43,8 997,8

Bund 3) 385,5 18,8 0,0 0,8 18,0 404,4
Länder 3) 411,0 18,9 0,2 18,7 429,9
Gemeinden 3) 145,6 6,1 0,0 6,1 151,8
EU 45,4 0,3 0,0 ‐0,8 1,1 45,7
St.E.insgesamt 987,5 44,1 0,2 0,0 43,9 1.031,7

1) ►

►

►

►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

BMF‐Schreiben vom 16. Dezember 2021, Az. IV C 3 ‐ S 2221/20/10012 :002 (Dok 2021/1300715) zur einkommensteuerrechtlichen Behandlung von 
Vorsorgeaufwendungen; Änderung des BMF‐Schreibens vom 24. Mai 2017 ‐ IV C 3 ‐ S 2221/16/10001 :004 ‐ (BStBl I S. 820), geändert durch BMF‐Schreiben 
vom 6. November 2017 ‐ IV C 3 ‐ S 2221/17/10006 :001 ‐ (BStBl I S. 1455) sowie vom 28. September 2021 ‐ IV C 3 ‐ S 2221/21/10016 :001 ‐ (BStBl I S. 1833); 
steuerliche Behandlung pauschaler Bonuszahlungen einer gesetzlichen Krankenkasse für gesundheitsbewusstes Verhalten nach § 65a SGB V

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2022

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2026

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2022

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Gesetz zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben im Umsatzsteuerrecht 21. Dezember 2021 (BGBl. 2021 I, Nr. 86, S. 5250)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

Abweichungen

Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im Jahr 2022 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehrsteuergesetzes (Luftverkehrsteuer‐Absenkungsverordnung 2022 
– LuftVStAbsenkV 2022) vom 1. Dezember 2021 (BGBl. 2021 I, Nr. 82, S. 5067)

Hamburg: Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Festsetzung des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer vom 8. März 2022 (HmbGVBl. Nr. 16, S. 174); 
Erhöhung des Steuersatzes bei der GrESt von 4,5 % auf 5,5 % ab dem 1. Januar 2023

BMF‐Schreiben vom 28.09.2021 III C 3 ‐ S 7167‐b/19/10003 :001 (Dok 2021/1035367) zur Umsatzsteuerbefreiung für Post‐Universaldienstleistungen nach § 4 
Nr. 11b UStG; BFH‐Urteile vom 6. Februar 2020, V R 36/19 (V R 30/15) und V R 37/19 (V R 8/16)

Abweichung 
insgesamt

2023

2024

2025 Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2021

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung Mai 
2022

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022



  

 

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

  Pressemitteilung   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 

 
 

 

 

Nr.: 25/2022 
Finanzpolitik  

 

 

 27.10.2022  

 

 

Ergebnisse der 163. Steuerschätzung 
Lindner: „Steuerschätzung eröffnet keine neuen Spielräume, 
Mehreinnahmen aus der Inflation geben wir zurück“ 

 

 

 

 
Den Ergebnissen der 163. Steuerschätzung zufolge fallen die Steuereinnahmen 
für Bund, Länder und Kommunen im Schätzzeitraum mit Ausnahme des 
laufenden Jahres höher aus als noch in der Mai-Schätzung erwartet. Die 
prognostizierten Steuereinnahmen liegen im Vergleich zur Schätzung im Mai 
2022 dabei vor allem in den Jahren 2024 bis 2026 höher, um rund 28,3 Mrd. 
Euro in 2024 bis zu rund 46,8 Mrd. Euro im Jahr 2026. Allerdings sind die 
Schätzergebnisse mit Blick auf die hohe Unsicherheit bezüglich der weiteren 
wirtschaftlichen Entwicklung mit großer Vorsicht zu interpretieren. Dazu kommt: 
Einige der von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur Entlastung 
der Bürgerinnen und Bürger sowie der Unternehmen befinden sich noch in den 
parlamentarischen Beratungen und sind in der aktuellen Schätzung daher noch 
nicht berücksichtigt. Hierzu gehören insbesondere das 
Inflationsausgleichsgesetz sowie das Jahressteuergesetz 2022. Durch diese 
Maßnahmen ist mit erheblichen Mindereinnahmen gegenüber dem aktuellen 
Schätzergebnis zu rechnen. 
 
Bundesfinanzminister Christian Lindner: „Die Ergebnisse der 
Steuerschätzung sind getragen von einem robusten Arbeitsmarkt und einer 
insgesamt guten Entwicklung der Unternehmensgewinne. Sie sind ein Beleg 
dafür, dass Deutschland dank der im Frühjahr beschlossenen 
Unterstützungsmaßnahmen bisher gut durch diese Krise gekommen ist. Dies ist 
aber nur die eine Seite der Medaille. Stark gestiegene Preise mindern die 
Kaufkraft. Sie belasten Menschen und Betriebe. Deshalb geben wir 
Mehreinnahmen, die wir wegen der hohen Inflation verzeichnen können, den 
Bürgerinnen und Bürgern zurück. 
 
Die Effekte der kalten Progression möchte ich ausgleichen. Dazu habe ich ein 
Inflationsausgleichsgesetz auf den Weg gebracht. Damit werden zusätzliche 

    



Belastungen insbesondere für die arbeitende Mitte vermieden. Wir werden die 
Entlastungsmaßnahmen, die wir vereinbart haben, nun zügig umsetzen. Klar ist 
aber auch: Spielräume für zusätzliche Ausgaben gibt es keine. 
 
Die aktuellen Schätzergebnisse sind geprägt von hoher Unsicherheit. Die 
Risiken für die wirtschaftliche Entwicklung sind groß, insbesondere mit Blick auf 
mögliche Engpässe in der Energieversorgung in den kommenden Monaten. 
Unser Augenmerk muss darauf liegen, die Auswirkungen dieses Energiekrieges 
abzumildern und unser Land gut durch diese Krise zu bringen.“ 
 
 
Ergebnisse der Steuerschätzung 
Auf Basis der unten aufgeführten Annahmen werden die Steuereinnahmen 
insgesamt für den Zeitraum der Finanzplanung höher ausfallen als noch in der 
Steuerschätzung vom Mai 2022 prognostiziert.  
 
Im Vergleich zum Ergebnis der Mai-Steuerschätzung ergibt sich insbesondere 
für die Jahre ab 2024 ein höheres erwartetes Aufkommen. Dies ist zum einen 
auf die weiterhin kräftige Ausgangsbasis aus den laufenden Steuereinnahmen 
zurückzuführen. Zudem geht die aktuelle Projektion der nominalen 
gesamtwirtschaftlichen Eckwerte und Bemessungsgrundlagen für die 
entsprechenden Jahre von einer günstigeren Basis als noch im Frühjahr aus.  
Im Gegensatz zur Mai-Schätzung wurden in die aktuelle Prognose 
steuerrechtliche Änderungen des laufenden Jahres, insbesondere die 
Maßnahmen aus den ersten beiden Entlastungspaketen, einbezogen. Die 
finanziellen Auswirkungen dieser Änderungen mindern das (erwartete) 
Aufkommen insbesondere in diesem und im kommenden Jahr deutlich. Darüber 
hinaus ist zu berücksichtigen, dass sich einige der beschlossenen 
umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen noch im 
Gesetzgebungsverfahren befinden. Deren Umsetzung wird die 
Steuereinnahmen in den Jahren ab 2023 gegenüber den vorgelegten 
Ergebnissen erheblich mindern. Diese Mindereinnahmen sind entsprechend im 
Bundeshaushalt zu berücksichtigen.  
 
Die Ergebnisse der Steuerschätzung für die Jahre 2022 bis 2027 werden in 
Anlage 1 differenziert nach Bund, Ländern, Gemeinden und EU aufgeführt. 
Anlage 2 stellt die Abweichungen zwischen den Ergebnissen der aktuellen 
Steuerschätzung und der letzten Steuerschätzung vom Mai 2022 dar. Die 
gegenüber der vorangegangenen Schätzung vom Mai 2022 neu 
berücksichtigten Gesetze und sonstigen Regelungen sind in der Fußnote 1 zu 
Anlage 2 dargestellt. 
 
Grundlagen der Steuerschätzung 
 
Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
Herbstprojektion 2022 der Bundesregierung zugrunde (s. Tabelle 1). Aufgrund 
der wirtschaftlichen Auswirkungen des russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine, vor allem des Stopps russischer Gaslieferungen nach Deutschland und 



der in der Folge nochmal massiv gestiegenen Energiepreise, haben sich die 
gesamtwirtschaftlichen Aussichten deutlich eingetrübt gegenüber den 
Annahmen in der Frühjahrsprojektion 2022, die der Steuerschätzung im Mai 
zugrunde lag. Insbesondere der private Konsum wird in preisbereinigter 
Rechnung durch die mit den Preisanstiegen verbundenen Kaufkraftverluste 
deutlich gedämpft, auch die Industrieproduktion ist negativ betroffen. Im 
Winterhalbjahr 2022/23 wird daher von einem leicht rückläufigen realen 
Bruttoinlandsprodukt und damit einer technischen Rezession ausgegangen, 
sodass im Jahr 2023 insgesamt nun ein Rückgang der gesamtwirtschaftlichen 
Aktivität erwartet wird.  
Im Gegensatz zu den deutlich ungünstigeren Erwartungen bzgl. der Entwicklung 
des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts dürften sich allerdings die für die 
Steuerschätzung maßgeblichen nominalen Bezugsgrößen, wie das nominale 
Bruttoinlandsprodukt, die Bruttolöhne und -gehälter und die Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen, besser entwickeln als noch im Frühjahr projiziert. So 
dürften die Preissteigerungen insgesamt infolge der durch den Gaslieferstopp 
bedingten weiteren Energiepreisanstiege nochmal stärker ausfallen als in der 
Frühjahrsprojektion angenommen. Zudem hat das Statistische Bundesamt bei 
der turnusmäßigen Überarbeitung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
im August das Niveau der einschlägigen Bezugsgrößen, wie das 
Bruttoinlandsprodukt, für die letzten Jahre nach oben revidiert, sodass auf 
einem höheren Ausgangsniveau als im Frühjahr aufgesetzt wird. 
Für das Jahr 2024 wird in der Herbstprojektion davon ausgegangen, dass sich 
die Wirtschaft wieder erholt und auf den Wachstumspfad zurückkehrt. In den 
Jahren 2025 und 2026 wird von einer ähnlichen Dynamik ausgegangen wie in 
der Frühjahrsprojektion angenommen (2027 wird erstmals vorausgeschätzt). 
Insgesamt ergibt sich so für die Jahre ab 2024 ein Niveau der für die 
Steuerschätzung relevanten gesamtwirtschaftlichen nominalen 
Bemessungsgrundlagen und Fortschreibungsgrößen etwas oberhalb der 
Annahmen aus der Mai-Steuerschätzung. 
 
Tabelle 1: Entwicklung nominaler Kenngrößen im Schätzzeitraum 
 
Veränderung gegenüber 
Vorjahr in Prozent 

2022 2023 2024 2025 2026 2027 

Bruttoinlandsprodukt +7,0 +5,3 +4,7 +2,7 +2,7 +2,7 

Bruttolöhne u. -gehälter +6,0 +5,4 +5,0 +2,6 +2,6 +2,6 

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen 

+5,3 +4,8 +2,1 +2,9 +2,3 +2,9 

 
Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuerrecht aus. In die 
Steuerschätzung wurden daher die fiskalischen Auswirkungen der vom 
Bundeskabinett beschlossenen umfangreichen steuerlichen 
Entlastungsmaßnahmen, die sich noch im Gesetzgebungsverfahren befinden, 
nicht einbezogen. Dies betrifft insbesondere das Inflationsausgleichsgesetz und 
das Jahressteuergesetz 2022. Diese Maßnahmen werden das 
Steueraufkommen in den Jahren ab 2023 gegenüber den Schätzergebnissen 



erheblich mindern und sind entsprechend im Bundeshaushalt zu 
berücksichtigen.  
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Ergebnis der 163. Sitzung des Arbeitskreises "Steuerschätzungen"
vom 25. bis 27. Oktober 2022 in Dessau-Roßlau

 Anlage 1 zu Pressemitteilung 25

Ist Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung Schätzung

2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027
1.  Bund    
    (Mrd. €) 313,7 338,0 369,7 390,3 410,0 424,1 438,2
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 10,8 7,8 9,4 5,6 5,0 3,4 3,3
 
2.  Länder 
      (Mrd. €) 355,1 378,0 387,4 411,9 431,1 446,3 461,9
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,3 6,5 2,5 6,3 4,6 3,5 3,5
 
3.  Gemeinden  
    (Mrd. €) 126,2 132,4 139,8 147,8 156,3 162,6 168,4
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 17,4 4,9 5,6 5,7 5,7 4,0 3,6
 
 4.  EU 
    (Mrd. €) 38,2 39,3 40,4 43,0 44,5 45,6 46,3
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 16,5 2,8 2,8 6,3 3,6 2,4 1,5
 
 5. Steuereinnahmen insgesamt (Mrd. €) 833,2 887,7 937,3 993,0 1.041,9 1.078,5 1.114,8
    Veränderung gegenüber Vorjahr (v.H.) 12,6 6,5 5,6 5,9 4,9 3,5 3,4

 Bund und Länder nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich.
 Länder ohne, Gemeinden mit Gemeindesteuereinnahmen der Stadtstaaten.
 Angaben in Mrd. € gerundet; Veränderungsraten aus Angaben in Mio. € errechnet.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

Schätzung



Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung November 2022 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 2022

(Beträge in Mrd. €)

 Anlage 2 zu Pressemitteilung 25

Bund 3) 345,2 ‐7,2 ‐18,0 3,1 7,7 338,0
Länder 3) 375,1 2,9 ‐3,2 6,2 378,0
Gemeinden 3) 127,4 5,0 ‐3,2 8,1 132,4
EU 41,6 ‐2,3 0,0 ‐3,1 0,7 39,3
St.E.insgesamt 889,3 ‐1,7 ‐24,4 0,0 22,7 887,7

Bund 3) 365,2 4,5 ‐8,6 2,2 10,9 369,7
Länder 3) 388,4 ‐1,0 ‐8,6 7,6 387,4
Gemeinden 3) 133,1 6,8 ‐2,4 9,2 139,8
EU 41,8 ‐1,4 0,0 ‐2,2 0,7 40,4
St.E.insgesamt 928,4 8,9 ‐19,6 0,0 28,5 937,3

Bund 3) 378,7 11,6 ‐6,2 0,8 17,0 390,3
Länder 3) 402,9 9,1 ‐4,8 13,8 411,9
Gemeinden 3) 140,1 7,8 ‐2,7 10,5 147,8
EU 43,0 ‐0,1 0,0 ‐0,8 0,8 43,0
St.E.insgesamt 964,7 28,3 ‐13,7 0,0 42,0 993,0

Bund 3) 391,1 18,9 ‐2,9 0,8 20,9 410,0
Länder 3) 415,7 15,3 ‐2,8 18,1 431,1
Gemeinden 3) 146,3 10,0 ‐1,7 11,7 156,3
EU 44,6 ‐0,1 0,0 ‐0,8 0,8 44,5
St.E.insgesamt 997,8 44,1 ‐7,4 0,0 51,5 1.041,9

Bund 3) 404,4 19,7 ‐1,9 0,8 20,8 424,1
Länder 3) 429,9 16,4 ‐1,8 18,2 446,3
Gemeinden 3) 151,8 10,8 ‐0,4 11,2 162,6
EU 45,7 ‐0,1 0,0 ‐0,8 0,8 45,6
St.E.insgesamt 1.031,7 46,8 ‐4,1 0,0 51,0 1.078,5

1) ►

►

►

►

►

►

►

►

2)

3)

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen

2023

2024

2025 Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2022

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2022

2022

aus gesamtwirtschaftlichen Gründen und infolge unvorhergesehener Verhaltensänderungen der Wirtschaftssubjekte

nach Ergänzungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung, Finanzausgleich und Sanierungshilfen

Zweites Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 12. Juli 2022 (BGBl. 2022 I, Nr. 26, S. 1142) ‐ 
soweit noch nicht im November 2021 (BMF‐Schr. v. 17.9.2021) berücksichtigt

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022

Abweichungen

Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz

Viertes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona‐Krise (Viertes Corona‐Steuerhilfegesetz) vom 19. Juni 2022 (BGBl. 
2022 I, Nr. 20, S. 911)

Achtes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen (8. VStÄndG)

Gesetz zur Änderung des Energiesteuerrechts zur temporären Absenkung der Energiesteuer für Kraftstoffe (Energiesteuersenkungsgesetz – EnergieStSenkG) 
vom 24. Mai 2022 (BGBl. 2022 I, Nr. 18, S. 810)

Steuerentlastungsgesetz 2022 vom 23. Mai 2022 (BGBl. 2022 I, Nr. 17, S. 749)

Siebtes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes vom 25. Mai 2022 (BGBl. 2022 I, Nr. 18, S. 812)

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Abweichungen

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2022

Abweichungen

Schätz‐
abweichung 2)

Ergebnis der 
Steuerschätzung 
November 2022

Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Abweichung 
insgesamt

davon:
Abweichung 
insgesamt

Gesetz zur Regelung eines Sofortzuschlages und einer Einmalzahlung in den sozialen Mindestsicherungssystemen sowie zur Änderung des 
Finanzausgleichsgesetzes und weiterer Gesetze vom 23. Mai 2022 (BGBl. 2022 I Nr. 17, S. 760)

Ergebnis der 
Steuerschätzung Mai 

2022

Abweichungen
Ergebnis der 

Steuerschätzung 
November 2022

Abweichung 
insgesamt

davon:
Steuerrechts‐
änderungen 1)

Änderung
EU‐Abführung

Schätz‐
abweichung 2)

2026
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